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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (73. Novelle zum ASVG) 

Vollversicherung Vollversicherung 

§ 4. (1) bis (3) unverändert. § 4. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Den Dienstnehmern stehen im Sinne dieses Bundesgesetzes Personen 
gleich, die sich auf Grund freier Dienstverträge auf bestimmte oder unbestimmte 
Zeit zur Erbringung von Dienstleistungen verpflichten, und zwar für 

(4) Den Dienstnehmern stehen im Sinne dieses Bundesgesetzes Personen 
gleich, die sich auf Grund freier Dienstverträge auf bestimmte oder unbestimmte 
Zeit zur Erbringung von Dienstleistungen verpflichten, und zwar für 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

wenn sie aus dieser Tätigkeit ein Entgelt beziehen, die Dienstleistungen im 
wesentlichen persönlich erbringen und über keine wesentlichen eigenen 
Betriebsmittel verfügen; es sei denn, 

wenn sie aus dieser Tätigkeit ein Entgelt beziehen, die Dienstleistungen im 
wesentlichen persönlich erbringen und über keine wesentlichen eigenen 
Betriebsmittel verfügen; es sei denn, 

 a) dass sie auf Grund dieser Tätigkeit bereits nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 
GSVG oder nach § 2 Abs. 1 und 2 FSVG versichert sind oder 

 a) dass sie auf Grund dieser Tätigkeit bereits nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 
GSVG oder § 2 Abs. 1 BSVG oder nach § 2 Abs. 1 und 2 FSVG 
versichert sind oder 

 b) bis d) unverändert.  b) bis d) unverändert. 

5) bis 7) unverändert. 5) bis 7) unverändert. 

Ausnahmen von der Vollversicherung Ausnahmen von der Vollversicherung 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung - ausgenommen: 

§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach § 7 
oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung - ausgenommen: 

 1. bis 14. unverändert.  1. bis 14. unverändert. 

 15. Ziviltechniker und Berufsanwärter im Sinne des 
Ziviltechnikerkammergesetzes 1993, BGBl. Nr. 157/1994, hinsichtlich 
einer Beschäftigung, die die Teilnahme an der Wohlfahrtseinrichtung der 
Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten begründet. 

 15. Ziviltechniker und Berufsanwärter im Sinne des 
Ziviltechnikerkammergesetzes 1993, BGBl. Nr. 157/1994, hinsichtlich 
einer Beschäftigung, die die Teilnahme an der Wohlfahrtseinrichtung der 
Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten begründet; 

  16. Personen in einem Ausbildungsverhältnis nach § 4 Abs. 1 Z 5, wenn sie 
nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. b in der Pensionsversicherung teilversichert sind. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Teilversicherung von im § 4 genannten Personen Teilversicherung von im § 4 genannten Personen 

§ 7. Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind von den im § 4 § 7. Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind von den im § 4 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
genannten Personen auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): genannten Personen auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 

 4. in der Pensionsversicherung, wenn das ihnen aus einem oder mehreren 
Beschäftigungsverhältnissen im Sinne der lit. a bis e im Kalendermonat 
gebührende Entgelt den im § 5 Abs. 2 Z 2 genannten Betrag übersteigt 

 4. in der Pensionsversicherung, wenn das ihnen aus einem oder mehreren 
Beschäftigungsverhältnissen im Sinne der lit. a bis e im Kalendermonat 
gebührende Entgelt den im § 5 Abs. 2 Z 2 genannten Betrag übersteigt 

 a) unverändert.  a) unverändert. 

 b) Beamte, auf deren öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis gemäß 
§ 136b Abs. 4 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 die für 
Vertragsbedienstete des Bundes geltenden besoldungs- und 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften anzuwenden sind; 

 b) Aufgehoben. 

 c) bis e) unverändert.  c) bis e) unverändert. 

Sonstige Teilversicherung Sonstige Teilversicherung 

§ 8. (1) unverändert. § 8. (1) unverändert. 

(1a) Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ist nicht auf Personen in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2) anzuwenden, die 

(1a) Abs. 1 Z 2 lit. d, e und g ist nicht auf Personen in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2) anzuwenden, die 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. nach dem 31. Dezember 2004 in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. 

 2. nach dem 31. Dezember 2004 oder nach § 136b des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 

Grundlagen des Elektronischen Verwaltungssystems (ELSY) Grundlagen des Elektronischen Verwaltungssystems (ELSY) 

§ 31a. (1) bis (6) unverändert. § 31a. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Der Hauptverband hat nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten den 
Krankenanstalten für deren Leistungserbringung und –verrechnung auf 
automationsunterstütztem Weg über das elektronische Verwaltungssystem (§ 31a) 
durch Verwendung der e-card Auskünfte zur Feststellung von Ansprüchen der 
Versicherten aus der Krankenversicherung zu erteilen. Die 
Krankenversicherungsträger haben die für diese Auskunftserteilung notwendigen 
Daten (Sozialversicherungsnummer, Vorname, Familienname, Titel, 
Geburtsdatum, Geschlecht, leistungszuständiger Sozialversicherungsträger, 
Versicherungsart, Geld- oder Sachleistungsberechtigung, Versichertenkategorie, 
Gebührenbefreiung) bereit zu stellen. Für Fälle, in denen in der Krankenanstalt 
keine e-card vorgelegt wird, ist ebenfalls eine gesicherte online-

(7) Der Hauptverband hat nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten den 
Krankenanstalten für deren Leistungserbringung und –verrechnung auf 
automationsunterstütztem Weg über das elektronische Verwaltungssystem (§ 31a) 
durch Verwendung der e-card Auskünfte zur Feststellung von Ansprüchen der 
Versicherten aus der Krankenversicherung zu erteilen. Die 
Krankenversicherungsträger haben die für diese Auskunftserteilung notwendigen 
Daten (Sozialversicherungsnummer, Vorname, Familien- oder Nachname, Titel, 
Geburtsdatum, Geschlecht, leistungszuständiger Sozialversicherungsträger, 
Versicherungsart, Geld- oder Sachleistungsberechtigung, Versichertenkategorie, 
Gebührenbefreiung) bereit zu stellen. Für Fälle, in denen in der Krankenanstalt 
keine e-card vorgelegt wird, ist ebenfalls eine gesicherte online-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Prüfungsmöglichkeit von Versicherungsansprüchen mittels der 
Sozialversicherungsnummer, der Europäischen Krankenversicherungskarte oder 
eines gleichwertigen Anspruchsnachweises vorzusehen. 

Prüfungsmöglichkeit von Versicherungsansprüchen mittels der 
Sozialversicherungsnummer, der Europäischen Krankenversicherungskarte oder 
eines gleichwertigen Anspruchsnachweises vorzusehen. 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Beitragsvorauszahlung Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Beitragsvorauszahlung 

§ 58. (1) bis (4) unverändert. § 58. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Aufgehoben. (5) Die VertreterInnen juristischer Personen, die gesetzlichen VertreterInnen 
natürlicher Personen und die VermögensverwalterInnen (§ 80 BAO) haben alle 
Pflichten zu erfüllen, die den von ihnen Vertretenen obliegen, und sind befugt, die 
diesen zustehenden Rechte wahrzunehmen. Sie haben insbesondere dafür zu 
sorgen, dass die Beiträge jeweils bei Fälligkeit aus den Mitteln, die sie verwalten, 
entrichtet werden. 

(6) bis (8) unverändert. (6) bis (8) unverändert. 

Verfahren zur Eintreibung der Beiträge Verfahren zur Eintreibung der Beiträge 

§ 64. (1) Den Versicherungsträgern ist zur Eintreibung nicht rechtzeitig 
entrichteter Beiträge die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

§ 64. (1) Den Versicherungsträgern ist zur Eintreibung nicht rechtzeitig 
entrichteter Beiträge die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991). 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge 

§ 69. (1) unverändert. § 69. (1) unverändert. 

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung 
begründet wurde, sowie von Beiträgen zu einer Versicherung, aus welcher 
innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, 
eine Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. 
Desgleichen ist die Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für 
den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt worden 
ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches 
von Einfluss waren, es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige 
Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 69 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, 
BGBl. Nr. 172) neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte 
die zu Unrecht geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze zurückfordern. 

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung 
begründet wurde, sowie von Beiträgen zu einer Versicherung, aus welcher 
innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, 
eine Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. 
Desgleichen ist die Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für 
den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt worden 
ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches 
von Einfluss waren, es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige 
Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 69 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 51) neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte 
die zu Unrecht geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze zurückfordern. 

(3) bis (6) unverändert. (3) bis (6) unverändert. 



 

 

4
 v

o
n

 4
7
 

7
8

5
 d

er B
eilag

en
 X

X
IV

. G
P

 - R
eg

ieru
n

g
sv

o
rlag

e - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung 

§ 70. (1) bis (3) unverändert. § 70. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Antrag gemäß Abs. 2 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder 
auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum 
der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden 
kann. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Antrag gemäß Abs. 3 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder 
auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum 
der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden 
kann. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen 

§ 91. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt wird, bei einer 

§ 91. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt wird, bei einer 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, in der am 
31. Dezember 2005 geltenden Fassung genannten Bezüge sowie Bezüge nach § 10 
Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen 
öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997, sind dem Erwerbseinkommen aus 
einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

 

 (1a) Dem Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit nach Abs. 1 sind gleichzuhalten: 

  1. Bezüge nach § 1 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997; 

  2. Bezüge nach Art. 9 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom, zur 
Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlamentes, ABl. 
Nr. L 262 vom 7.10.2005, S. 1; 

  3. Bezüge nach § 10 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung 
von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997; 

  4. Bezüge nach landesgesetzlichen Vorschriften auf der Grundlage des § 1 
Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen 
öffentlicher Funktionäre. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

§ 107. (1) bis (3) unverändert. § 107. (1) bis (3) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) Zur Eintreibung der Forderungen der Versicherungsträger auf Grund der 
Rückforderungsbescheide ist den Versicherungsträgern die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

(4) Zur Eintreibung der Forderungen der Versicherungsträger auf Grund der 
Rückforderungsbescheide ist den Versicherungsträgern die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991). 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Leistungen der Pensionsversicherung Leistungen der Pensionsversicherung 

§ 222. (1) In der Pensionsversicherung der Arbeiter und in der 
Pensionsversicherung der Angestellten sind zu gewähren: 

§ 222. (1) In der Pensionsversicherung der Arbeiter und in der 
Pensionsversicherung der Angestellten sind zu gewähren: 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

 3. aus dem Versicherungsfall des Todes  3. aus dem Versicherungsfall des Todes 

 a) die Hinterbliebenenpensionen (§§ 257, 270),  a) die Hinterbliebenenpensionen (§§ 257, 259, 270), 

 b) unverändert.  b) unverändert. 

 4. unverändert.  4. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Bemessungsgrundlage Bemessungsgrundlage 

§ 238. (1) und (2) unverändert. § 238. (1) und (2) unverändert. 

(3) Bei der Anwendung des Abs. 1 bleiben außer Betracht: (3) Bei der Anwendung des Abs. 1 bleiben außer Betracht: 

 1.a) bis (3) unverändert.  1.a) bis (3) unverändert. 

 4. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten nach den §§ 225 
Abs. 1 Z 5 zweiter Halbsatz bzw. 226 Abs. 2 lit. c zweiter Halbsatz 
enthalten; 

 4. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die Zeiten nach § 226 Abs. 2 
lit. c zweiter Halbsatz enthalten; 

 5. unverändert.  5. unverändert. 

(4) und (5) unverändert. (4) und (5) unverändert. 

Beitragsgrundlage in normalen Fällen Beitragsgrundlage in normalen Fällen 

§ 243. (1) Beitragsgrundlage ist § 243. (1) Beitragsgrundlage ist 

 1. für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 1 und 2 die allgemeine 
Beitragsgrundlage nach den §§ 44 bis 47, für Beitragszeiten nach § 225 
Abs. 1 Z 3 die Beitragsgrundlage nach § 76a oder § 76b, für die 
Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 4 das Entgelt, auf das der 
Dienstnehmer im pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis jeweils 
Anspruch hatte, für die Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 6 in den Fällen 

 1. für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 1 und 2 die allgemeine 
Beitragsgrundlage nach den §§ 44 bis 47, für Beitragszeiten nach § 225 
Abs. 1 Z 3 die Beitragsgrundlage nach § 76a oder § 76b, für die 
Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 4 das Entgelt, auf das der 
Dienstnehmer im pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis jeweils 
Anspruch hatte, für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 5 zweiter Halbsatz 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des § 314 Abs. 4 ein Betrag in der Höhe des in der betreffenden Zeit 
üblichen Arbeitsverdienstes eines körperlich und geistig gesunden 
Versicherten von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
und Fähigkeiten, in den Fällen des § 314a Abs. 5 der danach als Entgelt 
geltende Betrag, für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 7 die 
Beitragsgrundlage gemäß § 12 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes bzw. die 
der Bemessung der Pensionsbeiträge gemäß den §§ 12, 19a oder 23g des 
Bezügegesetzes zugrundeliegenden Bezüge, soweit hiefür gemäß § 49h 
Abs. 3 des Bezügegesetzes ein Überweisungsbetrag geleistet worden ist, 
für Beitragszeiten in der Versicherung der unständig beschäftigten 
Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft die Beitragsgrundlage nach 
§ 470 Abs. 3, für gemäß § 96 des Notarversicherungsgesetzes 1972 als 
Beitragszeiten nach § 225 geltende Zeiten die für die Ermittlung des 
Überweisungsbetrages nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 
maßgebende Beitragsgrundlage; 

die für die Ermittlung des besonderen Pensionsbeitrages maßgebende 
Beitragsgrundlage, für die Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 6 in den 
Fällen des § 314 Abs. 4 ein Betrag in der Höhe des in der betreffenden 
Zeit üblichen Arbeitsverdienstes eines körperlich und geistig gesunden 
Versicherten von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
und Fähigkeiten, in den Fällen des § 314a Abs. 5 der danach als Entgelt 
geltende Betrag, für Beitragszeiten nach § 225 Abs. 1 Z 7 die 
Beitragsgrundlage gemäß § 12 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes bzw. die 
der Bemessung der Pensionsbeiträge gemäß den §§ 12, 19a oder 23g des 
Bezügegesetzes zugrundeliegenden Bezüge, soweit hiefür gemäß § 49h 
Abs. 3 des Bezügegesetzes ein Überweisungsbetrag geleistet worden ist, 
für Beitragszeiten in der Versicherung der unständig beschäftigten 
Arbeiter in der Land- und Forstwirtschaft die Beitragsgrundlage nach 
§ 470 Abs. 3, für gemäß § 96 des Notarversicherungsgesetzes 1972 als 
Beitragszeiten nach § 225 geltende Zeiten die für die Ermittlung des 
Überweisungsbetrages nach dem Notarversicherungsgesetz 1972 
maßgebende Beitragsgrundlage; 

 2. und 3. unverändert.  2. und 3. unverändert. 

(2) Für Beitragszeiten nach den §§ 225 Abs. 1 Z 5 zweiter Halbsatz und 226 
Abs. 2 lit. c zweiter Halbsatz sowie für Beitragszeiten der freiwilligen 
Versicherung nach § 229b ist eine Beitragsgrundlage nicht festzustellen. 

(2) Für Beitragszeiten nach § 226 Abs. 2 lit. c zweiter Halbsatz sowie für 
Beitragszeiten der freiwilligen Versicherung nach § 229b ist eine 
Beitragsgrundlage nicht festzustellen. 

Hinterbliebenenpensionen Hinterbliebenenpensionen 

§ 257. Als Hinterbliebenenpensionen gebühren Witwenpensionen, 
Witwerpensionen und Waisenpensionen, wenn die Wartezeit erfüllt ist (§ 236). 
Für diese Leistungen gilt die Wartezeit jedenfalls als erfüllt, wenn der Versicherte 
bis zum Tod Anspruch auf Pension aus der Pensionsversicherung hatte. 

§ 257. Als Hinterbliebenenpensionen gebühren Witwenpensionen, 
Witwerpensionen, Pensionen für hinterbliebene eingetragene PartnerInnen und 
Waisenpensionen, wenn die Wartezeit erfüllt ist (§ 236). Für diese Leistungen gilt 
die Wartezeit jedenfalls als erfüllt, wenn der Versicherte bis zum Tod Anspruch 
auf Pension aus der Pensionsversicherung hatte. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 292. (1) bis (3) unverändert. § 292. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: (4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 

 a) bis o) unverändert.  a) bis o) unverändert. 

 p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 
EStG 1988), soweit diese den Betrag von 50 € jährlich nicht 
übersteigen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 

 p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 
EStG 1988), wenn diese den Betrag von 50 € jährlich nicht 
übersteigen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 108 
Abs. 6 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) 
vervielfachte Betrag, gerundet auf volle Euro. 

Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 108 
Abs. 6 mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 108a Abs. 1) 
vervielfachte Betrag, gerundet auf volle Euro. 

(5) bis (14) unverändert. (5) bis (14) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 308. (1) unverändert. § 308. (1) unverändert. 

(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften dieses Bundesgesetz oder das 
APG anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 für alle 
bis zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erworbenen 
Versicherungsmonate (Beitrags- und Ersatzmonate) einen Überweisungsbetrag zu 
leisten. 

(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften dieses Bundesgesetz oder das 
APG anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 für alle 
bis zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erworbenen 
Versicherungsmonate (Beitrags- und Ersatzmonate) einen Überweisungsbetrag zu 
leisten. Dies gilt auch für Bedienstete des Bundes, die nach § 136b des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in ein pensionsversicherungsfreies 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. In den Fällen des § 8 Abs. 1a sind der 
erste und zweite Satz nicht anzuwenden. 

(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 

Überweisungsbeträge Überweisungsbeträge 

§ 311. (1) Ist ein Dienstnehmer aus einem nach diesem Bundesgesetz 
pensionsversicherungsfreien oder nach früherem Recht rentenversicherungsfreien 
Dienstverhältnis ausgeschieden oder scheidet er aus einem solchen 
Dienstverhältnis aus, ohne dass aus diesem ein Anspruch auf einen laufenden 
Ruhe(Versorgungs)genuss erwachsen ist und ohne dass ein außerordentlicher 
Ruhe(Versorgungs)genuss in der Höhe des normalmäßigen 
Ruhe(Versorgungs)genusses unwiderruflich gewährt wird, so hat der Dienstgeber, 
soweit in den nachstehenden Abs. 3 und 4 nichts anderes bestimmt wird, dem 
Pensionsversicherungsträger, der aus dem Dienstverhältnis zuletzt zuständig 
gewesen wäre, einen Überweisungsbetrag zu leisten. Dies gilt auch für den Fall, 
dass ein wegen Mitgliedschaft in einem unabhängigen Verwaltungssenat in den 
zeitlichen Ruhestand versetzter Richter, dem ein Anspruch auf einen laufenden 
Ruhegenuss erwachsen ist, gemäß § 100 Abs. 1 Z 5 des Richterdienstgesetzes, 
BGBl. Nr. 305/1961, aus seinem Bundesdienstverhältnis ausscheidet. 

§ 311. (1) Ist ein Dienstnehmer aus einem nach diesem Bundesgesetz 
pensionsversicherungsfreien oder nach früherem Recht rentenversicherungsfreien 
Dienstverhältnis ausgeschieden oder scheidet er aus einem solchen 
Dienstverhältnis aus, ohne dass aus diesem ein Anspruch auf einen laufenden 
Ruhe(Versorgungs)genuss erwachsen ist und ohne dass ein außerordentlicher 
Ruhe(Versorgungs)genuss in der Höhe des normalmäßigen 
Ruhe(Versorgungs)genusses unwiderruflich gewährt wird, so hat der Dienstgeber, 
soweit in den nachstehenden Abs. 3 und 4 nichts anderes bestimmt wird, dem 
Pensionsversicherungsträger, der aus dem Dienstverhältnis zuletzt zuständig 
gewesen wäre, einen Überweisungsbetrag zu leisten. Dies gilt auch für den Fall, 
dass ein wegen Mitgliedschaft in einem unabhängigen Verwaltungssenat in den 
zeitlichen Ruhestand versetzter Richter, dem ein Anspruch auf einen laufenden 
Ruhegenuss erwachsen ist, gemäß § 100 Abs. 1 Z 5 des Richter- und 
Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, aus seinem 
Bundesdienstverhältnis ausscheidet. 

(2) Tritt der Dienstnehmer im unmittelbaren Anschluß an das Ausscheiden (2) Tritt der Dienstnehmer im unmittelbaren Anschluß an das Ausscheiden 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
aus einem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis in ein anderes 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis über und sind die Voraussetzungen 
des § 308 Abs. 1 gegeben, so hat der Dienstgeber aus dem früheren 
Dienstverhältnis den Überweisungsbetrag unmittelbar an den Dienstgeber des 
neuen Dienstverhältnisses unter Anzeige an den Versicherungsträger zu leisten. 
Rechnet der Dienstgeber des neuen Dienstverhältnisses nach den von ihm 
anzuwendenden dienstrechtlichen Vorschriften dem Überweisungsbetrag zugrunde 
liegende Versicherungsmonate nicht an, so ist der auf diese Versicherungsmonate 
entfallende Teil des Überweisungsbetrages in sinngemäßer Anwendung des Abs. 5 
an den Versicherungsträger zu leisten. 

aus einem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis in ein anderes 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis über und sind die Voraussetzungen 
des § 308 Abs. 1 gegeben, so hat der Dienstgeber aus dem früheren 
Dienstverhältnis den Überweisungsbetrag unmittelbar an den Dienstgeber des 
neuen Dienstverhältnisses unter Anzeige an den Versicherungsträger zu leisten. 
Rechnet der Dienstgeber des neuen Dienstverhältnisses nach den von ihm 
anzuwendenden dienstrechtlichen Vorschriften dem Überweisungsbetrag 
zugrunde liegende Versicherungsmonate nicht an, so ist der auf diese 
Versicherungsmonate entfallende Teil des Überweisungsbetrages in sinngemäßer 
Anwendung der Abs. 5 bis 9 an den Versicherungsträger zu leisten. 

(3) Die Verpflichtung des Dienstgebers nach Abs. 1 entfällt, (3) Die Verpflichtung des Dienstgebers nach Abs. 1 entfällt, wenn beim 
Ausscheiden des Dienstnehmers oder der Dienstnehmerin durch Tod keine im 
Sinne der pensionsrechtlichen Bestimmungen des Dienstgebers 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen vorhanden sind. DienstnehmerInnen, für 
die ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1 geleistet wird, oder ihre 
anspruchsberechtigten Hinterbliebenen können innerhalb der im § 312 
angegebenen Frist einen Erstattungsbetrag (§ 308 Abs. 3), den der Dienstnehmer 
oder die Dienstnehmerin aus Anlass der Aufnahme in das 
pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erhalten hat, an den 
Versicherungsträger zurückzahlen. Der vom Dienstnehmer oder der 
Dienstnehmerin erhaltene Erstattungsbetrag ist mit dem für das Jahr der Erstattung 
geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c) aufzuwerten. 

 a) wenn beim Ausscheiden des Dienstnehmers durch Tod keine im Sinne der 
pensionsrechtlichen Bestimmungen des Dienstgebers 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen vorhanden sind oder 

 

 b) wenn ein Beamter (eine Beamtin) aus Gründen der Eheschließung, der 
Begründung einer eingetragenen Partnerschaft oder der Kindererziehung 
freiwillig aus dem Dienstverhältnis austritt und ihm (ihr) aus diesem 
Anlass eine Abfertigung gewährt wird, die mindestens um 20 vH höher ist 
als die Summe der vom Dienstgeber nach Abs. 5, nach § 175 Abs. 1 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes oder nach § 167 Abs. 1 des 
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes zu leistenden bzw. 
zurückzuzahlenden Überweisungsbeträge oder 

 

 c) wenn der Dienstnehmer beim Ausscheiden aus dem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis nach den Dienst- und 
Besoldungsvorschriften für seine laufenden Versorgungsansprüche 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
entfertigt wurde. 

In den Fällen der lit. b und c kann der Dienstnehmer oder sein 
anspruchsberechtigter Hinterbliebener innerhalb der im § 312 angegebenen Frist 
den Überweisungsbetrag in der in Abs. 5 angegebenen Höhe sowie den 
Überweisungsbetrag, den der Dienstnehmer aus Anlass der Aufnahme in das 
pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erhalten hat, an den 
Versicherungsträger leisten. Innerhalb der gleichen Frist kann auch ein 
Dienstnehmer, für den ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1 geleistet wird, oder 
sein anspruchsberechtigter Hinterbliebener einen Überweisungsbetrag, den der 
Dienstnehmer aus Anlass der Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis erhalten hat, an den Versicherungsträger zurückzahlen. Der vom 
Dienstnehmer erhaltene Überweisungsbetrag ist mit dem für das Jahr der Zahlung 
des Überweisungsbetrages geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108 c) aufzuwerten. 

 

(4) unverändert. (4) unverändert. 

(5) Der Überweisungsbetrag beträgt für jeden in einem nach diesem 
Bundesgesetz pensionsversicherungsfreien oder nach früherem Recht 
rentenversicherungsfreien Dienstverhältnis zugebrachten Monat 7 vH des auf den 
Monat entfallenden Entgeltes (§ 49). Der Berechnung des Überweisungsbetrages 
für die Monate, in denen Anspruch auf volles Entgelt bestand, ist das letzte volle 
Monatsentgelt zugrunde zu legen, auf das der Dienstnehmer zum Zeitpunkt seines 
Ausscheidens aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis Anspruch 
hatte oder gehabt hätte; der Berechnung des Überweisungsbetrages für die Monate, 
in denen gemäß § 13 des Gehaltsgesetzes 1956 oder einer gleichartigen bundes- 
oder landesgesetzlichen Bestimmung die Monatsbezüge gekürzt waren, ist der 
entsprechend gekürzte letzte Monatsbezug zugrunde zu legen, auf den der 
Dienstnehmer im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis Anspruch hatte oder gehabt hätte. 
Der Überweisungsbetrag ist jedoch höchstens von dem Betrag von 130,81 €, wenn 
das Ausscheiden vor dem 1. August 1954 erfolgte bzw. bei späterem Ausscheiden 
höchstens vom 30fachen der im Zeitpunkt des Ausscheidens in Geltung 
gestandenen Höchstbeitragsgrundlage in der Pensionsversicherung (§ 45 Abs. 1) 
zu berechnen. Der Hundertsatz ermäßigt sich auf 1 für Zeiten einer Beschäftigung 
im Sinne des § 229 Abs. 1 Z. 1 lit. a und b, wenn diese Zeiten bei früherem 
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes im Sinne des § 308 Abs. 2 
pensionsversicherungsfrei gewesen wären. War der Dienstnehmer unmittelbar vor 
seinem Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis gegen 

(5) Der Überweisungsbetrag beträgt für jeden Monat eines 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnisses (§ 308 Abs. 2) 7 % der 
Berechnungsgrundlage nach Abs. 6. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Entfall des Entgeltes beurlaubt, so ist der Berechnung des Überweisungsbetrages 
das letzte volle Monatsentgelt zugrunde zu legen, auf das der Dienstnehmer vor 
seiner Beurlaubung Anspruch hatte. Kürzungen des Entgeltes, insbesondere aus 
Anlass einer Suspendierung, sind bei der Berechnung des Überweisungsbetrages 
nicht zu berücksichtigen. Der Überweisungsbetrag erhöht sich, unbeschadet der 
Bestimmungen des § 175 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes und des 
§ 167 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes um einen aus Anlass der Aufnahme 
in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis an den Dienstgeber geleisteten 
Überweisungsbetrag sowie um aus demselben Anlass vom Dienstnehmer 
geleistete besondere Pensionsbeiträge; ein solcher Überweisungsbetrag und solche 
besonderen Pensionsbeiträge sind mit dem für das Jahr ihrer Zahlung an den 
Dienstgeber geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108 c) aufzuwerten. Zeiten, während 
derer kein Anspruch auf Entgelt aus dem Dienstverhältnis bestanden hat, sind bei 
der Berechnung des Überweisungsbetrages nur dann zu berücksichtigen, wenn 
diese Zeiten für die Bemessung des Ruhegenusses angerechnet wurden. Soweit 
während einer Zeit, die der Berechnung des Überweisungsbetrages zugrunde 
gelegt wird, vom Dienstgeber Beiträge zur Weiterversicherung in der 
Pensionsversicherung entrichtet wurden, sind diese auf den Überweisungsbetrag 
anzurechnen. 

 (6) Berechnungsgrundlage für den Überweisungsbetrag ist das letzte volle 
Monatsentgelt (§ 49), auf das der/die DienstnehmerIn zum Zeitpunkt des 
Ausscheidens aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis Anspruch 
hatte oder bei Vollbeschäftigung gehabt hätte. Die Berechnungsgrundlage ist für 
Monate, in denen die Bezüge gekürzt waren, im selben Prozentausmaß zu kürzen. 
Die Berechnungsgrundlage darf das 30fache der im Zeitpunkt des Ausscheidens in 
Geltung gestandenen Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1) nicht übersteigen. 

 (7) Zeiten, in denen kein Anspruch auf Entgelt aus dem Dienstverhältnis 
bestanden hat, sind bei der Berechnung des Überweisungsbetrages nur dann zu 
berücksichtigen, wenn sie für die Bemessung des Ruhegenusses berücksichtigt 
worden wären. Soweit während einer Zeit, die der Berechnung des 
Überweisungsbetrages zugrunde gelegt wird, vom Dienstgeber Beiträge zur 
Weiterversicherung in der Pensionsversicherung entrichtet wurden, sind diese auf 
den Überweisungsbetrag anzurechnen. 

 (8) Der Überweisungsbetrag erhöht sich - unbeschadet des § 175 GSVG und 
des § 167 BSVG - um einen wegen Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis an den Dienstgeber geleisteten Überweisungsbetrag sowie um die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
aus demselben Grund vom Dienstnehmer oder der Dienstnehmerin geleisteten 
besonderen Pensionsbeiträge. Ein solcher geleisteter Überweisungsbetrag und 
solche besonderen Pensionsbeiträge sind mit dem für das Jahr ihrer Zahlung an 
den Dienstgeber geltenden Aufwertungsfaktor (§ 108c) aufzuwerten. 

 (9) Scheiden DienstnehmerInnen, die nach dem 31. Dezember 2004 oder 
nach § 136b des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis aufgenommen wurden, aus diesem 
aus und hatte der Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften dieses 
Bundesgesetz oder das APG anzuwenden, so sind die Abs. 5 bis 8 so anzuwenden, 
dass für jeden Monat im pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis, in dem ein 
Pensionsbeitrag geleistet wurde, ein Überweisungsbetrag in der Höhe von 7 % der 
jeweiligen monatlichen Pensionsbeitragsgrundlage zu leisten ist. 

Fälligkeit der Überweisungsbeträge Fälligkeit der Überweisungsbeträge 

§ 312. Die Überweisungsbeträge sind binnen 18 Monaten nach dem 
Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis zu leisten 
bzw. zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherung gestellt, so sind die Überweisungsbeträge 
unverzüglich zu leisten bzw. zurückzuzahlen. § 309 letzter Satz gilt entsprechend. 

§ 312. (1) Die Überweisungsbeträge sind binnen 18 Monaten nach dem 
Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis zu leisten 
bzw. zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherung gestellt, so sind die Überweisungsbeträge 
unverzüglich zu leisten bzw. zurückzuzahlen. Bei verspäteter Zahlung ist der 
Überweisungsbetrag mit dem Aufwertungsfaktor nach § 108c, der für das Jahr des 
Ausscheidens aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis gilt, 
aufzuwerten. 

 (2) Abweichend von Abs. 1 erster Satz sind in Fällen, in denen die 
Leistungswirksamkeit der Versicherungsmonate erst ab dem 61. Kalendermonat 
nach dem Austritt aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis eintritt 
(§ 313 Abs. 2), bis zu diesem Zeitpunkt zu leisten bzw. zurückzuzahlen. 

Wirkung der Zahlung der Überweisungsbeträge Wirkung der Zahlung der Überweisungsbeträge 

§ 313. Die in den an einen Versicherungsträger nach § 311 dieses 
Bundesgesetzes, nach § 175 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. 
nach § 167 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes geleisteten bzw. 
zurückgezahlten Überweisungsbeträgen sowie die in den aus Anlass der Aufnahme 
in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis vom Dienstnehmer geleisteten 
besonderen Pensionsbeiträgen berücksichtigten vollen Monate gelten als 
Versicherungsmonate im Sinne dieses Bundesgesetzes, sofern diese Monate in 
dem Überweisungsbetrag als Versicherungsmonate im Sinne dieses 
Bundesgesetzes berücksichtigt worden waren. 

§ 313. (1) Volle Monate, die berücksichtigt sind 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  1. in den an einen Versicherungsträger nach § 311 dieses Bundesgesetzes 
oder nach § 175 GSVG oder nach § 167 BSVG geleisteten oder 
zurückgezahlten Überweisungsbeträgen sowie 

  2. in den aus Anlass der Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis vom Dienstnehmer oder der Dienstnehmerin geleisteten 
besonderen Pensionsbeiträgen, 

 gelten als Versicherungsmonate im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn sie im 
Überweisungsbetrag als solche berücksichtigt wurden. 

 (2) Versicherungsmonate nach Abs. 1 werden erst ab dem 61. Kalendermonat 
nach dem Austritt aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis 
leistungswirksam, spätestens aber ab dem Monatsersten nach der Erreichung des 
Anfallsalters nach § 4 Abs. 2 APG. Dies gilt nicht bei Anspruch auf eine Leistung 
aus einem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit nach diesem 
Bundesgesetz oder aus dem Versicherungsfall der dauernden Erwerbsunfähigkeit 
nach dem GSVG oder BSVG oder aus dem Versicherungsfall des Todes, wenn 
kein Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungsgenuss besteht. Fällt der Zeitpunkt der 
Erreichung des Anfallsalters nach § 4 Abs. 2 APG selbst auf einen Monatsersten, 
so gilt dieser Tag als Monatserster im Sinne des ersten Satzes. 

Paritätische Schiedskommission Paritätische Schiedskommission 

§ 344. (1) und (2) unverändert. § 344. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die paritätische Schiedskommission ist verpflichtet, über einen Antrag 
ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach dessen Einlangen, 
mit Bescheid zu entscheiden. Wird der Bescheid dem Antragsteller innerhalb 
dieser Frist nicht zugestellt oder wird dem Antragsteller schriftlich mitgeteilt, dass 
wegen Stimmengleichheit keine Entscheidung zustande kommt, geht auf 
schriftliches Verlangen einer der Parteien die Zuständigkeit zur Entscheidung an 
die Landesberufungskommission über. Ein solches Verlangen ist unmittelbar bei 
der Landesberufungskommission einzubringen. Das Verlangen ist abzuweisen, 
wenn die Verzögerung nicht auf Stimmengleichheit oder nicht ausschließlich auf 
ein Verschulden der Behörde (§ 73 AVG 1950) zurückzuführen ist. 

(3) Die paritätische Schiedskommission ist verpflichtet, über einen Antrag 
ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach dessen Einlangen, 
mit Bescheid zu entscheiden. Wird der Bescheid dem Antragsteller innerhalb 
dieser Frist nicht zugestellt oder wird dem Antragsteller schriftlich mitgeteilt, dass 
wegen Stimmengleichheit keine Entscheidung zustande kommt, geht auf 
schriftliches Verlangen einer der Parteien die Zuständigkeit zur Entscheidung an 
die Landesberufungskommission über. Ein solches Verlangen ist unmittelbar bei 
der Landesberufungskommission einzubringen. Das Verlangen ist abzuweisen, 
wenn die Verzögerung nicht auf Stimmengleichheit oder nicht ausschließlich auf 
ein Verschulden der Behörde (§ 73 AVG) zurückzuführen ist. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 

Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen 

§ 347. (1) bis (3) unverändert. § 347. (1) bis (3) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(4) Die in den §§ 344, 345, 345a und 346 vorgesehenen Kommissionen haben 
auf das Verfahren das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1950 
anzuwenden, soferne dieses Bundesgesetz nichts anderes anordnet. Sie fassen ihre 
Beschlüsse mit Stimmenmehrheit; eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Im 
Übrigen sind die Geschäftsordnungen dieser Kommissionen vom 
Bundesministerium für Gesundheit nach Anhörung der Österreichischen 
Ärztekammer und des Hauptverbandes durch Verordnung zu regeln. 

(4) Die in den §§ 344, 345, 345a und 346 vorgesehenen Kommissionen 
haben auf das Verfahren das AVG anzuwenden, soferne dieses Bundesgesetz 
nichts anderes anordnet. Sie fassen ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit; eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Im Übrigen sind die Geschäftsordnungen 
dieser Kommissionen vom Bundesministerium für Gesundheit nach Anhörung der 
Österreichischen Ärztekammer und des Hauptverbandes durch Verordnung zu 
regeln. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

(6) Die Verhandlungen der Landesberufungskommission (§ 345) und der 
Landesschiedskommission (§ 345 a) sind am Sitz des Landesgerichtes der 
jeweiligen Landeshauptstadt, im Land Vorarlberg am Sitz des Landesgerichtes 
Feldkirch, und die Verhandlungen der Bundesschiedskommission (§ 346) am Sitz 
des Obersten Gerichtshofes durchzuführen. Im Übrigen bleibt § 40 Abs. 1 
AVG 1950 unberührt. Die Kanzleigeschäfte der in den §§ 344, 345 und 345 a 
vorgesehenen Kommissionen sind kalenderjährlich abwechselnd von den 
Ärztekammern und den Gebietskrankenkassen jener Länder zu führen, in denen 
die betreffende Kommission eingerichtet oder im Einzelfall einzurichten ist. Die 
Kanzleigeschäfte der Bundesschiedskommission (§ 346) sind kalenderjährlich 
abwechselnd von der Österreichischen Ärztekammer und vom Hauptverband zu 
führen. 

(6) Die Verhandlungen der Landesberufungskommission (§ 345) und der 
Landesschiedskommission (§ 345 a) sind am Sitz des Landesgerichtes der 
jeweiligen Landeshauptstadt, im Land Vorarlberg am Sitz des Landesgerichtes 
Feldkirch, und die Verhandlungen der Bundesschiedskommission (§ 346) am Sitz 
des Obersten Gerichtshofes durchzuführen. Im Übrigen bleibt § 40 Abs. 1 AVG 
unberührt. Die Kanzleigeschäfte der in den §§ 344, 345 und 345 a vorgesehenen 
Kommissionen sind kalenderjährlich abwechselnd von den Ärztekammern und 
den Gebietskrankenkassen jener Länder zu führen, in denen die betreffende 
Kommission eingerichtet oder im Einzelfall einzurichten ist. Die Kanzleigeschäfte 
der Bundesschiedskommission (§ 346) sind kalenderjährlich abwechselnd von der 
Österreichischen Ärztekammer und vom Hauptverband zu führen. 

(7) unverändert. (7) unverändert. 

Verfahren der Bundesschiedskommission Verfahren der Bundesschiedskommission 

§ 348f. (1) Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
§§ 346 und 347 auch für das Verfahren und die Zusammensetzung der 
Bundesschiedskommission bei ihren Entscheidungen nach diesem Abschnitt. § 38 
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes ist im Verfahren nach § 348 c 
Abs. 3 allerdings nur mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Bundesschiedskommission ihr Verfahren nicht bis zur Entscheidung einer 
Vorfrage unterbrechen kann. Die Beisitzer der Interessenvertretung in der 
Bundesschiedskommission sind stets von der Österreichischen Apothekerkammer 
zu berufen. 

§ 348f. (1) Soweit in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
§§ 346 und 347 auch für das Verfahren und die Zusammensetzung der 
Bundesschiedskommission bei ihren Entscheidungen nach diesem Abschnitt. § 38  
AVG ist im Verfahren nach § 348 c Abs. 3 allerdings nur mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Bundesschiedskommission ihr Verfahren nicht bis zur 
Entscheidung einer Vorfrage unterbrechen kann. Die Beisitzer der 
Interessenvertretung in der Bundesschiedskommission sind stets von der 
Österreichischen Apothekerkammer zu berufen. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Verträge zwischen den Trägern der Pensionsversicherung und den 
Gebietskörperschaften über die Durchführung medizinischer Begutachtung 

Verträge zwischen den Trägern der Pensionsversicherung und den 
Gebietskörperschaften oder anderen öffentlich-rechtlichen Einrichtungen 

über die Durchführung medizinischer Begutachtung 

§ 351b. (1) und (2) unverändert. § 351b. (1) und (2) unverändert. 

 (3) Die Pensionsversicherungsanstalt kann mit den Gebietskörperschaften, 
dem Arbeitsmarktservice und anderen öffentlich-rechtlichen Einrichtungen 
Verträge über die medizinische Begutachtung von Personen zur Beurteilung ihrer 
Arbeitsfähigkeit abschließen. In diesen Verträgen ist der Kostenersatz für die 
medizinischen Begutachtungen unter Bedachtnahme auf die tatsächlich 
anfallenden Kosten zu vereinbaren. 

 (4) Zur Abgeltung der Ersatzansprüche nach Abs. 3 kann unter 
Bedachtnahme auf die Zahl der in Betracht kommenden Fälle und auf die Höhe 
der durchschnittlichen Kosten der medizinischen Gutachten die Zahlung von 
Pauschalbeträgen vereinbart werden. 

Anwendung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes Anwendung des AVG 

§ 357. (1) Für das Verfahren vor den Versicherungsträgern in 
Leistungssachen und in Verwaltungssachen gelten entsprechend die nachstehenden 
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, 
BGBl. Nr. 172: § 6 über die Wahrnehmung der Zuständigkeit mit der Maßgabe, 
dass § 361 Abs. 4 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes unberührt bleibt, 
§ 7 über die Befangenheit von Verwaltungsorganen, § 8 über Beteiligte, Parteien, 
§ 9 über Rechts- und Handlungsfähigkeit, §§ 10 bis 12 über Vertreter, §§ 13 
bis 17a über Anbringen, Rechtsbelehrung, Niederschriften, Aktenvermerke und 
Akteneinsicht, § 18 Abs. 1, 2 und 4 über Erledigungen, §§ 21 und 22 über 
Zustellungen, §§ 32 und 33 über Fristen, § 38 über die Beurteilung von Vorfragen, 
§§ 58, 59 bis 61 und § 62 Abs. 4 über Inhalt und Form der Bescheide, §§ 69 
und 70 über Wiederaufnahme des Verfahrens, §§ 71 und 72 über 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

§ 357. Auf das Verfahren der Versicherungsträger in Leistungssachen und in 
Verwaltungssachen sind die folgenden Bestimmungen des AVG anzuwenden: 

(2) Die in Abs. 1 angeführte Bestimmung des § 18 Abs. 4 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Ausfertigungen, die mittels elektronischer Datenverarbeitungsanlagen hergestellt 
werden, weder einer Unterschrift noch einer Beglaubigung bedürfen. 

 - § 6 über die Wahrnehmung der Zuständigkeit, und zwar so, dass 
§ 361 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes unberührt bleibt, 

  - § 7 über die Befangenheit von Verwaltungsorganen, 

  - § 8 über Beteiligte und Parteien, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  - § 9 über die Rechts- und Handlungsfähigkeit, 

  - die §§ 10 bis 12 über die VertreterInnen, 

  - die §§ 13 bis 17a über Anbringen, Rechtsbelehrung, 
Niederschriften, Aktenvermerke und Akteneinsicht, 

  - § 18 Abs.1 bis 4 über Erledigungen, 

  - die §§ 21 und 22 über Zustellungen, 

  - die §§ 32 und 33 über Fristen, 

  - § 38 über Vorfragen, 

  - die § 39a über DolmetscherInnen und ÜbersetzerInnen, soweit es 
sich um solche für die Gebärdensprache handelt, 

  - die § 53b über Gebühren der nichtamtlichen DolmetscherInnen, 
soweit es sich um solche für die Gebärdensprache handelt, 

  - die §§ 58, 59 bis 61a und 62 Abs. 4 über den Inhalt und die Form 
der Bescheide, 

  - die §§ 69 und 70 über die Wiederaufnahme des Verfahrens sowie 

  - die §§ 71 und 72 über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

Rechts- und Verwaltungshilfe Rechts- und Verwaltungshilfe 

§ 360. (1) bis (5) unverändert. § 360. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Die Sozialversicherungsträger und der Hauptverband haben zur Sicherung 
der Unverwechselbarkeit und Richtigkeit der von ihnen verwendeten Daten sowie 
zur Durchführung ihrer Verfahren das Recht, das Verfahren der Meldebehörden 
nach § 14 Abs. 2 des Meldegesetzes 1991 in Anspruch zu nehmen. Sie sind 
verpflichtet, bei Änderungen (Feststellung, Richtigstellung usw.) von 
Familiennamen, Vornamen, Geschlechtsangabe, Staatsbürgerschaft und 
Geburtsdaten sowie der ZMR-Zahl (§ 16 Meldegesetz 1991) mit dem Zentralen 
Melderegister beim Bundesminister für Inneres zum Zwecke der Führung der 
Gleichsetzungstabelle (§ 16b Meldegesetz 1991 in der Fassung des Artikels II 
BGBl. I Nr. 28/2001) zusammenzuarbeiten und dort geänderte Daten zu 
verwenden, soweit dies zur eindeutigen Identifizierung einer Person notwendig ist. 
Leistungsansprüche, Anwartschaften oder deren Veränderungen können aus 
solchen Änderungen nicht abgeleitet werden. Abfragen der 
Sozialversicherungsträger und des Hauptverbandes aus dem Zentralen 

(6) Die Sozialversicherungsträger und der Hauptverband haben zur Sicherung 
der Unverwechselbarkeit und Richtigkeit der von ihnen verwendeten Daten sowie 
zur Durchführung ihrer Verfahren das Recht, das Verfahren der Meldebehörden 
nach § 14 Abs. 2 des Meldegesetzes 1991 in Anspruch zu nehmen. Sie sind 
verpflichtet, bei Änderungen (Feststellung, Richtigstellung usw.) von Familien- 
oder Nachnamen, Vornamen, Geschlechtsangabe, Staatsbürgerschaft und 
Geburtsdaten sowie der ZMR-Zahl (§ 16 Meldegesetz 1991) mit dem Zentralen 
Melderegister beim Bundesminister für Inneres zum Zwecke der Führung der 
Gleichsetzungstabelle (§ 16b Meldegesetz 1991 in der Fassung des Artikels II 
BGBl. I Nr. 28/2001) zusammenzuarbeiten und dort geänderte Daten zu 
verwenden, soweit dies zur eindeutigen Identifizierung einer Person notwendig ist. 
Leistungsansprüche, Anwartschaften oder deren Veränderungen können aus 
solchen Änderungen nicht abgeleitet werden. Abfragen der 
Sozialversicherungsträger und des Hauptverbandes aus dem Zentralen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Melderegister sind auch nach dem Auswahlkriterium der Anschrift (Wohnadresse) 
zulässig, und zwar zur Überprüfung von Angaben über das Vorliegen eines 
gemeinsamen Haushaltes, soweit dies für die Feststellung eines 
Leistungsanspruches notwendig ist. Die Ergebnisse solcher Abfragen stellen 
lediglich einen Anhaltspunkt bei der Ermittlung des Tatbestandes des 
gemeinsamen Haushaltes dar. 

Melderegister sind auch nach dem Auswahlkriterium der Anschrift (Wohnadresse) 
zulässig, und zwar zur Überprüfung von Angaben über das Vorliegen eines 
gemeinsamen Haushaltes, soweit dies für die Feststellung eines 
Leistungsanspruches notwendig ist. Die Ergebnisse solcher Abfragen stellen 
lediglich einen Anhaltspunkt bei der Ermittlung des Tatbestandes des 
gemeinsamen Haushaltes dar. 

(7) unverändert. (7) unverändert. 

Frist für die Bescheiderteilung Frist für die Bescheiderteilung 

§ 368. (1) Bescheide über Anträge auf Zuerkennung von Leistungen aus der 
Krankenversicherung sind binnen zwei Wochen nach der Einbringung des 
Antrages, Bescheide über die Feststellung von Leistungen aus der 
Unfallversicherung binnen sechs Monaten nach dem Einlangen der Unfallmeldung 
(nach dem Einlangen des Antrages), Bescheide über Anträge auf Zuerkennung von 
Leistungen aus der Pensionsversicherung sowie über die Feststellung von 
Versicherungs- und Schwerarbeitszeiten außerhalb des 
Leistungsfeststellungsverfahrens binnen sechs Monaten nach dem Einlangen des 
Antrages an den Anspruchswerber zu erlassen. Zeiten, während derer das 
Verfahren gemäß § 38 zweiter Satz AVG 1950, BGBl. Nr. 172, ausgesetzt ist, 
werden in diese Fristen nicht eingerechnet. 

§ 368. (1) Bescheide über Anträge auf Zuerkennung von Leistungen aus der 
Krankenversicherung sind binnen zwei Wochen nach der Einbringung des 
Antrages, Bescheide über die Feststellung von Leistungen aus der 
Unfallversicherung binnen sechs Monaten nach dem Einlangen der Unfallmeldung 
(nach dem Einlangen des Antrages), Bescheide über Anträge auf Zuerkennung 
von Leistungen aus der Pensionsversicherung sowie über die Feststellung von 
Versicherungs- und Schwerarbeitszeiten außerhalb des 
Leistungsfeststellungsverfahrens binnen sechs Monaten nach dem Einlangen des 
Antrages an den Anspruchswerber zu erlassen. Zeiten, während derer das 
Verfahren gemäß § 38 zweiter Satz AVG ausgesetzt ist, werden in diese Fristen 
nicht eingerechnet. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Rechtszug an das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

Rechtszug an das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

§ 415. (1) und (2) unverändert. § 415. (1) und (2) unverändert. 

(2a) Im Fall der Säumnis bei der Bescheiderlassung in sämtlichen 
Verwaltungssachen ist das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

(2a) Im Fall der Säumnis bei der Bescheiderlassung in sämtlichen 
Verwaltungssachen ist das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. zweite Instanz nach § 103 Abs. 4 zweiter Halbsatz BVG, wenn der 
Versicherungsträger säumig ist. 

 2. zweite Instanz nach Art. 103 Abs. 4 zweiter Halbsatz B-VG, wenn der 
Versicherungsträger säumig ist. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Nichtigerklärung von Bescheiden Nichtigerklärung von Bescheiden 

§ 417. (1) Bescheide der Versicherungsträger in Verwaltungssachen und der 
Landeshauptmänner, die den gesetzlichen Bestimmungen über die 

§ 417. (1) Bescheide der Versicherungsträger in Verwaltungssachen und der 
Landeshauptmänner, die den gesetzlichen Bestimmungen über die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Versicherungspflicht, über die Berechtigung zur Weiter- und Selbstversicherung, 
über die Versicherungs(Leistungs)zugehörigkeit oder die 
Versicherungs(Leistungs)zuständigkeit widersprechen, können im Sinne des § 68 
Abs. 4 lit. d AVG 1950, BGBl. Nr. 172, als nichtig erklärt werden. 

Versicherungspflicht, über die Berechtigung zur Weiter- und Selbstversicherung, 
über die Versicherungs(Leistungs)zugehörigkeit oder die 
Versicherungs(Leistungs)zuständigkeit widersprechen, können im Sinne des § 68 
Abs. 4 lit. d AVG als nichtig erklärt werden. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes 

§ 459a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben den Trägern der 
Pensionsversicherung nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten von 
land(forst)wirtschaftlichem Vermögen (§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu 
übermitteln: 

§ 459a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben den Trägern der 
Pensionsversicherung nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten von 
land(forst)wirtschaftlichem Vermögen (§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu 
übermitteln: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. Name (Familienname und Vorname) des Eigentümers der wirtschaftlichen 
Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift sowie dessen Eigentumsanteil an 
der wirtschaftlichen Einheit, 

 2. Name (Familien- oder Nachname und Vorname) des Eigentümers der 
wirtschaftlichen Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift sowie dessen 
Eigentumsanteil an der wirtschaftlichen Einheit, 

 3. bis 6. unverändert.  3. bis 6. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich des Bezuges einer 
Familienbeihilfe 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich des Bezuges einer 
Familienbeihilfe 

§ 459b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben den Trägern der 
Sozialversicherung nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln: 

§ 459b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben den Trägern der 
Sozialversicherung nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln: 

Name (Familienname und Vorname), Versicherungsnummer und Anschrift Name (Familien- oder Nachname und Vorname), Versicherungsnummer und 
Anschrift 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension 

Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension und der Pension nach § 259 

§ 459c. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 den Trägern der Pensionsversicherung auf Anfrage folgende Daten getrennt 
nach Dienstgebern zu übermitteln: 

§ 459c. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 den Trägern der Pensionsversicherung auf Anfrage folgende Daten 
getrennt nach Dienstgebern zu übermitteln: 

 1. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 Abs. 1 
bis 8 EStG 1988) der Witwe (des Witwers) in den letzten zwei 
Kalenderjahren vor dem Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten; 

 1. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 
Abs. 1 bis 8 EStG 1988) der Witwe (des Witwers) oder des/der 
hinterbliebenen eingetragenen Partners/Partnerin in den letzten zwei 



 

 

1
8
 v

o
n

 4
7
 

7
8

5
 d

er B
eilag

en
 X

X
IV

. G
P

 - R
eg

ieru
n

g
sv

o
rlag

e - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kalenderjahren vor dem Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur Feststellung des Bestandes und 
des Umfanges einer Witwen(Witwer)pension nach diesem Bundesgesetz 
verwendet werden. 

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur Feststellung des Bestandes und 
des Umfanges einer Witwen(Witwer)pension oder Pension für hinterbliebene 
eingetragene PartnerInnen nach diesem Bundesgesetz verwendet werden. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

(4) Jene Stellen, die zur Durchführung der im § 264 Abs. 5 genannten 
Rechtsvorschriften zuständig sind, gelten für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension als Versicherungsträger im Sinne des § 321. 

(4) Jene Stellen, die zur Durchführung der im § 264 Abs. 5 genannten 
Rechtsvorschriften zuständig sind, gelten für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension oder Pension für hinterbliebene eingetragene 
PartnerInnen als Versicherungsträger im Sinne des § 321. 

Elektronische Datenverarbeitung Elektronische Datenverarbeitung 

§ 460d. Die Versicherungsnummer nach § 31 Abs. 4 Z. 1 sowie die bei den 
Sozialversicherungsträgern (Hauptverband) verwendeten personenbezogenen 
Ordnungsbegriffe (wie beispielsweise Dienstgeberkontonummer und 
Vertragspartnernummer) können in der elektronischen Datenverarbeitung für 
Zwecke der Sozialversicherung und des Arbeitsmarktservice verwendet werden. 
Veränderungen oder Feststellungen der Versicherungsnummer sowie von 
Familiennamen, Vornamen, Geschlechtsangaben, Staatsbürgerschaft und 
Geburtsdaten, deren Notwendigkeit sich im Verfahren vor den 
Sozialversicherungsträgern ergeben hat, sind dem Bundesminister für Inneres zur 
Verwendung im Rahmen der Gleichsetzungstabelle (§ 16b des 
Meldegesetzes 1991 in der Fassung des Art. II des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 28/2001) zu übermitteln. 

§ 460d. Die Versicherungsnummer nach § 31 Abs. 4 Z. 1 sowie die bei den 
Sozialversicherungsträgern (Hauptverband) verwendeten personenbezogenen 
Ordnungsbegriffe (wie beispielsweise Dienstgeberkontonummer und 
Vertragspartnernummer) können in der elektronischen Datenverarbeitung für 
Zwecke der Sozialversicherung und des Arbeitsmarktservice verwendet werden. 
Veränderungen oder Feststellungen der Versicherungsnummer sowie von 
Familien- oder Nachnamen, Vornamen, Geschlechtsangaben, Staatsbürgerschaft 
und Geburtsdaten, deren Notwendigkeit sich im Verfahren vor den 
Sozialversicherungsträgern ergeben hat, sind dem Bundesminister für Inneres zur 
Verwendung im Rahmen der Gleichsetzungstabelle (§ 16b des 
Meldegesetzes 1991 in der Fassung des Art. II des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 28/2001) zu übermitteln. 

Schlussbestimmungen zu Art. 73 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

Schlussbestimmungen zu Art. 73 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

§ 607. (1) bis (10) unverändert. § 607. (1) bis (10) unverändert. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach 
§ 253b Abs. 2 weggefallen ist, ist die Leistung nach dem Erreichen des 
Regelpensionsalters von Amts wegen neu festzustellen; dabei ist die Leistung für 
jeden Monat, in dem die vorzeitige Alterspension weggefallen ist, um 0,55 % zu 
erhöhen. Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 264 Abs. 1 Z 5 ist 
der erste Satz so anzuwenden, dass die Leistung von Amts wegen zum Zeitpunkt 
des Todes neu festzustellen ist. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach 
§ 253b Abs. 2 weggefallen ist, ist die Leistung nach dem Erreichen des 
Regelpensionsalters von Amts wegen neu festzustellen; dabei ist die Leistung - 
mit Ausnahme eines besonderen Steigerungsbetrages (§ 248) - mit dem 
Monatsersten für jeden Monat, in dem die vorzeitige Alterspension weggefallen 
ist, um 0,55 % zu erhöhen. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung des 
Regelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so gilt dieser Tag als 
Monatserster im Sinne des ersten Satzes. Bei der Ermittlung der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Witwen(Witwer)pension nach § 264 Abs. 1 Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, 
dass die Leistung von Amts wegen zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist. 

(12) bis (23) unverändert. (12) bis (23) unverändert. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 
(73. Novelle) 

 § 652. (1) Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. August 2010 die §§ 4 Abs. 4 lit. a, 5 Abs. 1 Z 15 und 16, 58 Abs. 5, 
64 Abs. 1, 69 Abs. 2, 70 Abs. 4, 91 Abs. 1 und 1a, 107 Abs. 4, 311 Abs. 1 
bis 3 und 5 bis 9, 312, 344 Abs. 3, 347 Abs. 4 und 6, 348f Abs. 1, 357 
samt Überschrift, 368 Abs. 1, 415 Abs. 2a Z 2, 417 Abs. 1 und 607 
Abs. 11 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  2. rückwirkend mit 1. Juli 2010 § 351b samt Überschrift in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  3. rückwirkend mit 1. Jänner 2010 die §§ 31a Abs. 7, 222 Abs. 1 Z 3 lit. a, 
257, 360 Abs. 6, 459a Abs. 1 Z 2, 459b Abs. 1, 459c Überschrift, Abs. 1 
Z 1, Abs. 2 und 4 sowie 460d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2010; 

  4. rückwirkend mit 1. Jänner 2009 § 292 Abs. 4 lit. p in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  5. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 die §§ 8 Abs. 1a Z 2, 238 Abs. 3 Z 4, 243 
Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 sowie 308 Abs. 1a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010. 

 (2) § 7 Z 4 lit. b tritt rückwirkend mit Ablauf des 31. Dezember 2004 außer 
Kraft: 

 (3) Auf Personen, die vor dem 1. Jänner 1955 geboren sind, sind die §§ 238 
Abs. 3 Z 4 sowie 243 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 in der am 31. Dezember 2004 
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

 (4) § 313 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 ist nur auf 
Personen anzuwenden, die nach Ablauf des Tages der Kundmachung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 den Austritt aus dem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis erklären. 

 (5) Auf das Verfahren der Versicherungsträger ist § 18 AVG in Verbindung 
mit § 357 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 bis zum Ablauf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des 31. Dezember 2010 so anzuwenden, dass schriftliche Ausfertigungen von 
elektronisch erstellten Erledigungen oder in Form von elektronischen Dokumenten 
keiner Unterschrift, Beglaubigung oder Amtssignatur bedürfen. 

Artikel 2 

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (36. Novelle zum GSVG) 

Teilversicherung in der Kranken- bzw. Pensionsversicherung Teilversicherung in der Kranken- bzw. Pensionsversicherung 

§ 3. (1) bis (3) unverändert. § 3. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Abs. 3 Z 1, 2 und 4 ist nicht auf Personen in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2 ASVG) anzuwenden, 
die 

(4) Abs. 3 Z 1, 2 und 4 ist nicht auf Personen in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2 ASVG) anzuwenden, 
die 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. nach dem 31. Dezember 2004 in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. 

 2. nach dem 31. Dezember 2004 oder nach § 136b des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Ausnahmen von der Pflichtversicherung Ausnahmen von der Pflichtversicherung 

  

§ 4. (1) Von der Pflichtversicherung in der Kranken- und 
Pensionsversicherung sind ausgenommen: 

§ 4. (1) Von der Pflichtversicherung in der Kranken- und 
Pensionsversicherung sind ausgenommen: 

 1. bis 5. unverändert.  1. bis 5. unverändert. 

 6. Personen hinsichtlich ihrer selbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 Z 4, deren Beitragsgrundlagen (§ 25) im Kalenderjahr das 
12fache des Betrages gemäß § 25 Abs. 4 Z 2 lit. b aus sämtlichen der 
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegenden Tätigkeiten 
nicht übersteigen, wenn sie im betreffenden Kalenderjahr 

 6. Personen hinsichtlich ihrer selbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 Z 4, deren Beitragsgrundlagen (§ 25) im Kalenderjahr das 
12fache des Betrages gemäß § 25 Abs. 4 Z 2 lit. b aus sämtlichen der 
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegenden 
Tätigkeiten nicht übersteigen, wenn sie im betreffenden Kalenderjahr 

 a) unverändert.  a) unverändert. 

 b) eine Pension nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz, einen Ruhe- 
oder Versorgungsgenuss, Kranken- oder Wochengeld, Karenzgeld nach 
dem Karenzgeldgesetz, BGBl. I Nr. 47/1997, Kinderbetreuungsgeld nach 
dem Kinderbetreuungsgeldgesetz, Sonderunterstützung nach dem 
Sonderunterstützungsgesetz, BGBl. Nr. 642/1973, oder Geldleistungen 
nach dem AlVG 1977, BGBl. Nr. 609, beziehen; 

 b) eine Pension nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz, einen 
Ruhe- oder Versorgungsgenuss eine Versorgungsleistung einer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung (Kammer), eine 
Versorgungsleistung einer Kammer der freien Berufe, Kranken- oder 
Wochengeld, Karenzgeld nach dem Karenzgeldgesetz, BGBl. I 
Nr. 47/1997, Kinderbetreuungsgeld nach dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kinderbetreuungsgeldgesetz, Sonderunterstützung nach dem 
Sonderunterstützungsgesetz, BGBl. Nr. 642/1973, oder Geldleistungen 
nach dem AlVG 1977, BGBl. Nr. 609, beziehen; 

dies gilt nicht für Personen, die eine Erklärung gemäß § 2 Abs. 1 Z 4 
zweiter Satz abgegeben haben; 

dies gilt nicht für Personen, die eine Erklärung gemäß § 2 Abs. 1 Z 4 
zweiter Satz abgegeben haben; 

 7. auf Antrag Personen gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 oder § 2 Abs. 2 FSVG, die 
glaubhaft machen, dass ihre Umsätze die Umsatzgrenze des § 6 Abs. 1 
Z 27 des Umsatzsteuergesetzes 1994, BGBl. Nr. 663, und ihre Einkünfte 
aus dieser Tätigkeit jährlich das 12fache des Betrages nach § 25 Abs. 4 
Z 2 lit. b nicht übersteigen. Treffen diese Voraussetzungen nach Ablauf 
des Kalenderjahres, für das sie glaubhaft gemacht wurden, tatsächlich 
nicht zu, ist der Wegfall der Ausnahme von der Pflichtversicherung im 
Nachhinein festzustellen. Ein Antrag kann nur von einer Person gestellt 
werden, 

 7. auf Antrag Personen gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 oder § 2 Abs. 2 FSVG, die 
glaubhaft machen, dass ihre Umsätze aus sämtlichen unternehmerischen 
Tätigkeiten die Umsatzgrenze des § 6 Abs. 1 Z 27 des 
Umsatzsteuergesetzes 1994, BGBl. Nr. 663, und ihre Einkünfte aus dieser 
Tätigkeit jährlich das 12fache des Betrages nach § 25 Abs. 4 Z 2 lit. b 
nicht übersteigen. Treffen diese Voraussetzungen nach Ablauf des 
Kalenderjahres, für das sie glaubhaft gemacht wurden, tatsächlich nicht 
zu, ist der Wegfall der Ausnahme von der Pflichtversicherung im 
Nachhinein festzustellen. Ein Antrag kann nur von einer Person gestellt 
werden, 

 a) bis c) unverändert.  a) bis c) unverändert. 

 8. unverändert.  8. unverändert. 

Die Ausnahme tritt frühestens mit Beginn des Kalenderjahres, in dem der Antrag 
gestellt und die Voraussetzungen glaubhaft gemacht werden, ein. Wird die 
Ausnahme im Kalenderjahr rückwirkend geltend gemacht, so beginnt sie mit dem 
Ersten des Kalendermonates, der auf die Antragstellung folgt, sofern im 
Kalenderjahr bereits Leistungen aus der Kranken- oder Pensionsversicherung 
bezogen wurden. 

Die Ausnahme tritt frühestens mit Beginn des Kalenderjahres, in dem der Antrag 
gestellt und die Voraussetzungen glaubhaft gemacht werden, ein. Wird die 
Ausnahme im Kalenderjahr rückwirkend geltend gemacht, so beginnt sie mit dem 
Ersten des Kalendermonates, der auf die Antragstellung folgt, sofern im 
Kalenderjahr bereits Leistungen aus der Kranken- oder Pensionsversicherung 
bezogen wurden. 

(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 

Formalversicherung Formalversicherung 

§ 14. (1) Hat der Versicherungsträger bei einer nicht der Pflichtversicherung 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz unterliegenden Person den Bestand 
der Pflichtversicherung als gegeben angesehen und für den vermeintlich 
Pflichtversicherten 

§ 14. (1) Hat der Versicherungsträger bei einer nicht der Pflichtversicherung 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz unterliegenden Person den 
Bestand der Pflichtversicherung als gegeben angesehen und für den vermeintlich 
Pflichtversicherten 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 

ununterbrochen die Beiträge unbeanstandet angenommen, so besteht ab dem 
Kalendermonat, für den erstmals die Beiträge entrichtet worden sind, eine 
Formalversicherung. Dies gilt nicht für Fälle einer vermeintlichen 
Teilversicherung in der Pensionsversicherung nach § 3 Abs. 3. In der 

ununterbrochen die Beiträge unbeanstandet angenommen, so besteht ab dem 
Kalendermonat, für den erstmals die Beiträge entrichtet worden sind, eine 
Formalversicherung. Dies gilt nicht für Fälle einer vermeintlichen 
Teilversicherung in der Pensionsversicherung nach § 3 Abs. 3. In der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Pensionsversicherung bleibt die Geltung der Ausnahmegründe gemäß § 4 
unberührt. 

Pensionsversicherung bleibt die Geltung der Ausnahmegründe nach den §§ 4, 5 
und 273 Abs. 8 dieses Bundesgesetzes sowie § 5 FSVG unberührt. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 

§ 25. (1) bis (4) unverändert. § 25. (1) bis (4) unverändert. 

(4a) Abweichend von Abs. 4 gelten für die Pflichtversicherten nach § 2 
Abs. 1 Z 1 bis 3 ab 1. Jänner 2006 in der Pensionsversicherung folgende Beträge: 

(4a) Abweichend von Abs. 4 gelten für die Pflichtversicherten nach § 2 
Abs. 1 Z 1 bis 3 ab 1. Jänner 2006 in der Pensionsversicherung folgende Beträge: 

Beträge unverändert. Beträge unverändert. 

An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner 2006 die mit den für die Jahre 2005 
und 2006 geltenden Aufwertungszahlen (§ 51) vervielfachten Beträge und ab 
1. Jänner 2007 sowie ab 1. Jänner eines jeden späteren Jahres die unter 
Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Aufwertungszahl vervielfachten 
Beträge. Für Pflichtversicherte nach § 2 Abs. 1 Z 4, die ausschließlich eine 
betriebliche Tätigkeit ausüben, gelten ab 1. Jänner 2013 in der 
Pensionsversicherung abweichend von Abs. 4 Z 2 lit. a die für Pflichtversicherte 
nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 geltenden Beträge. 

An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner 2006 die mit den für die 
Jahre 2005 und 2006 geltenden Aufwertungszahlen (§ 51) vervielfachten Beträge 
und ab 1. Jänner 2007 sowie ab 1. Jänner eines jeden späteren Jahres - mit 
Ausnahme der Beträge vorangegangener Jahre - die unter Bedachtnahme auf § 51 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl vervielfachten Beträge. Für Pflichtversicherte 
nach § 2 Abs. 1 Z 4, die ausschließlich eine betriebliche Tätigkeit ausüben, gelten 
ab 1. Jänner 2013 in der Pensionsversicherung abweichend von Abs. 4 Z 2 lit. a 
die für Pflichtversicherte nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 geltenden Beträge. 

(5) bis (10) unverändert. (5) bis (10) unverändert. 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen 

§ 35. (1) und (2) unverändert. § 35. (1) und (2) unverändert. 

(3) Ergibt die Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage nach § 25 
Abs. 6 eine Beitragsschuld des/der Versicherten, so ist diese in dem Kalenderjahr, 
das der Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage folgt, in vier gleichen 
Teilbeträgen jeweils am Letzten des zweiten Monates der Kalendervierteljahre 
abzustatten. Solche Beiträge sind jedenfalls mit dem Ablauf des Kalendermonates 
fällig, das dem Ende der Pflichtversicherung folgt. Auf Antrag des Versicherten 
kann, soweit dies nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen gerechtfertigt 
erscheint, die Beitragsschuld gestundet bzw. deren Abstattung in Raten bewilligt 
werden. Eine Stundung der Beitragsschuld ist bis zum Ablauf von einem Jahr nach 
Fälligkeit zulässig. Die Abstattung in Raten hat innerhalb von einem Jahr zu 
erfolgen. 

(3) Ergibt die Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage nach § 25 
Abs. 6 eine Beitragsschuld des/der Versicherten, so ist diese in dem Kalenderjahr, 
das der Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage folgt, in vier gleichen 
Teilbeträgen jeweils am Letzten des zweiten Monates der Kalendervierteljahre 
abzustatten. Solche Beiträge sind jedenfalls mit Ablauf jenes Kalendermonates 
fällig, der dem Ende der Pflichtversicherung folgt oder in dem der Stichtag einer 
Pension aus eigener Pensionsversicherung liegt. Auf Antrag des Versicherten 
kann, soweit dies nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen gerechtfertigt 
erscheint, die Beitragsschuld gestundet bzw. deren Abstattung in Raten bewilligt 
werden. Eine Stundung der Beitragsschuld ist bis zum Ablauf von einem Jahr 
nach Fälligkeit zulässig. Die Abstattung in Raten hat innerhalb von einem Jahr zu 
erfolgen. 

(4) Ist im Zeitpunkt der Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage 
gemäß § 25 Abs. 6 die Pflichtversicherung bereits beendet und ergibt sich aus 

(4) Ist im Zeitpunkt der Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage 
gemäß § 25 Abs. 6 die Pflichtversicherung bereits beendet und ergibt sich aus 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
dieser Feststellung eine Beitragsschuld, so sind diese Beiträge mit dem Ablauf des 
zweiten Kalendermonates fällig, der dieser Beitragsfeststellung folgt. Das gleiche 
gilt für den Ausgleichsbeitrag gemäß § 27 Abs. 8 mit der Maßgabe, dass anstelle 
der Beitragsfeststellung die Kundmachung der Verordnung tritt. Abs. 3 vierter 
Satz gilt entsprechend. 

dieser Feststellung eine Beitragsschuld, so sind diese Beiträge mit dem Ablauf des 
zweiten Kalendermonates fällig, der dieser Beitragsfeststellung folgt. Abs. 3 
vierter Satz gilt entsprechend. 

(5) bis (7) unverändert. (5) bis (7) unverändert. 

 Rechtsstellung der Erben und Erbinnen 

 § 35c. Im Fall des Todes der versicherten Person gehen die sich aus diesem 
Abschnitt ergebenden Rechte und Pflichten der versicherten Person auf den 
Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin über. Für den Umfang der 
Inanspruchnahme des Rechtsnachfolgers oder der Rechtsnachfolgerin gelten die 
Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes. 

Verfahren zur Eintreibung der Beiträge Verfahren zur Eintreibung der Beiträge 

§ 37. (1) Dem Versicherungsträger ist zur Eintreibung nicht rechtzeitig 
entrichteter Beiträge die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

§ 37. (1) Dem Versicherungsträger ist zur Eintreibung nicht rechtzeitig 
entrichteter Beiträge die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991). 

(2) Der Versicherungsträger hat zur Eintreibung nicht rechtzeitig entrichteter 
Beiträge einen Rückstandsausweis auszufertigen. Dieser Ausweis hat den Namen 
und die Anschrift des Beitragsschuldners, den rückständigen Betrag, die Art des 
Rückstandes samt Nebengebühren, den Beitragszeitraum, auf den die 
rückständigen Beiträge entfallen, allenfalls vorgeschriebene Verzugszinsen und 
sonstige Nebengebühren sowie den Vermerk des Versicherungsträgers zu 
enthalten, dass der Rückstandsausweis einem die Vollstreckbarkeit hemmenden 
Rechtszug nicht unterliegt. Der Rückstandsausweis ist Exekutionstitel im Sinne 
des § 1 der Exekutionsordnung. Im Rückstandsausweis können, wenn dies aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung erscheint, die Beiträge zur Kranken-, 
Unfall- und Pensionsversicherung als einheitliche Summe und die darauf 
entfallenden Verzugszinsen und Nebengebühren ebenfalls als einheitliche Summe 
ausgewiesen werden. 

(2) Der Versicherungsträger hat zur Eintreibung nicht rechtzeitig entrichteter 
Beiträge einen Rückstandsausweis auszufertigen. Dieser Ausweis hat den Namen 
und die Anschrift des Beitragsschuldners, den rückständigen Betrag, die Art des 
Rückstandes samt Nebengebühren, den Beitragszeitraum, auf den die 
rückständigen Beiträge entfallen, allenfalls vorgeschriebene Verzugszinsen und 
sonstige Nebengebühren sowie den Vermerk des Versicherungsträgers zu 
enthalten, dass der Rückstandsausweis einem die Vollstreckbarkeit hemmenden 
Rechtszug nicht unterliegt. Der Rückstandsausweis ist Exekutionstitel im Sinne 
des § 1 der Exekutionsordnung. Im Rückstandsausweis können, wenn dies aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung erscheint, die Beiträge zur Kranken-, 
Unfall-, Pensions- und Arbeitslosenversicherung und zur Selbständigenvorsorge 
als einheitliche Summe und die darauf entfallenden Verzugszinsen und 
Nebengebühren ebenfalls als einheitliche Summe ausgewiesen werden. 

(3) und (4) unverändert. (3) und (4) unverändert. 

Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge 

§ 41. (1) unverändert. § 41. (1) unverändert. 

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung (2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
begründet wurde, sowie von Beiträgen zu einer Versicherung, aus welcher 
innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, 
eine Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. 
Desgleichen ist die Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für 
den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt worden 
ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches 
von Einfluss waren, es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige 
Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 69 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, 
BGBl. Nr. 172) neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte 
die zu Unrecht geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze zurückfordern. 

begründet wurde, sowie von Beiträgen zu einer Versicherung, aus welcher 
innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, 
eine Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. 
Desgleichen ist die Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für 
den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt worden 
ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches 
von Einfluss waren, es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige 
Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 69 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 51) neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte 
die zu Unrecht geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze zurückfordern. 

(3) bis (6) unverändert. (3) bis (6) unverändert. 

Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen 

§ 60. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt wird, bei einer 

§ 60. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt wird, bei einer 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, genannten 
Bezüge in der am 31. Dezember 2005 geltenden Fassung sowie Bezüge nach § 10 
Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen 
öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997, sind dem Erwerbseinkommen aus 
einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

 

 (1a) Dem Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit nach Abs. 1 sind gleichzuhalten: 

  1. Bezüge nach § 1 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997; 

  2. Bezüge nach Art. 9 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom, zur 
Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments, ABl. 
Nr. L 262 vom 7.10.2005, S. 1; 

  3. Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die 
Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997; 

  4. Bezüge nach landesgesetzlichen Vorschriften auf der Grundlage des § 1 
Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen 
öffentlicher Funktionäre. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

§ 76. (1) bis (3) unverändert. § 76. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Zur Eintreibung der Forderung des Versicherungsträgers auf Grund der 
Rückforderungsbescheide ist dem Versicherungsträger die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

(4) Zur Eintreibung der Forderung des Versicherungsträgers auf Grund der 
Rückforderungsbescheide ist dem Versicherungsträger die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 des Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes 1991). 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Kostenbeteiligung Kostenbeteiligung 

§ 86. (1) bis (3) unverändert. § 86. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Zur Eintreibung des Kostenanteiles ist dem Versicherungsträger die 
Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

(4) Zur Eintreibung des Kostenanteiles ist dem Versicherungsträger die 
Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991). 

(5) bis (7) unverändert. (5) bis (7) unverändert. 

Leistungen Leistungen 

§ 112. (1) In der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz sind zu 
gewähren: 

§ 112. (1) In der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz sind zu 
gewähren: 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

 3. aus dem Versicherungsfall des Todes  3. aus dem Versicherungsfall des Todes 

 a) die Hinterbliebenenpensionen (§ 135),  a) die Hinterbliebenenpensionen (§§ 135, 137), 

 b) unverändert.  b) unverändert. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung 

§ 127b. (1) bis (3) unverändert. § 127b. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Antrag gemäß Abs. 2 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder 
auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum 
der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden 
kann. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Antrag gemäß Abs. 3 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder 
auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum 
der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden 
kann. 



 

 

2
6
 v

o
n

 4
7
 

7
8

5
 d

er B
eilag

en
 X

X
IV

. G
P

 - R
eg

ieru
n

g
sv

o
rlag

e - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Hinterbliebenenpensionen Hinterbliebenenpensionen 

§ 135. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwenpensionen, 
Witwerpensionen und Waisenpensionen gewährt, wenn die Wartezeit (§ 120) und 
die besonderen Voraussetzungen gemäß den §§ 136 und 138 erfüllt sind. Die 
Wartezeit gilt jedenfalls als erfüllt, wenn der (die) Versicherte bis zum Tod 
Anspruch auf Pension aus der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz 
hatte. 

§ 135. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwenpensionen, 
Witwerpensionen, Pensionen für hinterbliebene eingetragene PartnerInnen und 
Waisenpensionen gewährt, wenn die Wartezeit (§ 120) und die besonderen 
Voraussetzungen gemäß den §§ 136 und 138 erfüllt sind. Die Wartezeit gilt 
jedenfalls als erfüllt, wenn der (die) Versicherte bis zum Tod Anspruch auf 
Pension aus der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz hatte. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 149. (1) bis (3) unverändert. § 149. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: (4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 

 a) bis o) unverändert.  a) bis o) unverändert. 

 p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 
EStG 1988), soweit diese den Betrag von 50 € jährlich nicht 
übersteigen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 51 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachte Betrag, 
gerundet auf volle Euro. 

 p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 
EStG 1988), wenn diese den Betrag von 50 € jährlich nicht 
übersteigen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 51 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachte Betrag, 
gerundet auf volle Euro. 

(5) bis (13) unverändert. (5) bis (13) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 172. (1) unverändert. § 172. (1) unverändert. 

(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften das ASVG oder das APG 
anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 für alle bis 
zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erworbenen 
Versicherungsmonate (Beitrags- und Ersatzmonate) einen Überweisungsbetrag zu 
leisten. 

(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften das ASVG oder das APG 
anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 für alle bis 
zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erworbenen 
Versicherungsmonate (Beitrags- und Ersatzmonate) einen Überweisungsbetrag zu 
leisten. Dies gilt auch für Bedienstete des Bundes, die nach § 136b des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in ein pensionsversicherungsfreies 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. In den Fällen des § 3 Abs. 4 sind der erste 
und zweite Satz nicht anzuwenden. 

(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Mitwirkung der Aufgabenbehörden des Bundes Mitwirkung der Aufgabenbehörden des Bundes 

§ 229a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger auf dessen Ersuchen im Einzelfall nach Maßgabe des Abs. 3 
folgende, zur Bemessung der Beiträge nach diesem Bundesgesetz erforderlichen 
Daten zu übermitteln: 

§ 229a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger auf dessen Ersuchen im Einzelfall nach Maßgabe des Abs. 3 
folgende, zur Bemessung der Beiträge nach diesem Bundesgesetz erforderlichen 
Daten zu übermitteln: 

 1. Vorname, Familienname, Anschrift, Beitragsnummer, Steuernummer, 
Versicherungsnummer und Geburtsdatum des Versicherten; 

 1. Vorname, Familien- oder Nachname, Anschrift, Beitragsnummer, 
Steuernummer, Versicherungsnummer und Geburtsdatum des 
Versicherten; 

 2. bis 8. unverändert.  2. bis 8. unverändert. 

Als Einkünfte nach den Z 2 bis 4 gelten auch ausländische Einkünfte, die im 
Inland zu besteuern sind oder unter Progressionsvorbehalt steuerbefreit sind. Von 
den Einkünften nach Z 2 sind auch Einkünfte auf Grund einer land- und 
forstwirtschaftlichen unternehmerischen Tätigkeit nach Anlage 2 zum BSVG 
umfasst. 

Als Einkünfte nach den Z 2 bis 4 gelten auch ausländische Einkünfte, die im 
Inland zu besteuern sind oder unter Progressionsvorbehalt steuerbefreit sind. Von 
den Einkünften nach Z 2 sind auch Einkünfte auf Grund einer land- und 
forstwirtschaftlichen unternehmerischen Tätigkeit nach Anlage 2 zum BSVG 
umfasst. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich 
land(forst)wirtschaftlicher Daten 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich 
land(forst)wirtschaftlicher Daten 

§ 229b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten von 
land(forst)wirtschaftlichem Vermögen (§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu 
übermitteln: 

§ 229b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten von 
land(forst)wirtschaftlichem Vermögen (§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu 
übermitteln: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. Name (Familienname und Vorname) des Eigentümers der wirtschaftlichen 
Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift sowie dessen Eigentumsanteil an 
der wirtschaftlichen Einheit, 

 2. Name (Familien- oder Nachname und Vorname) des Eigentümers der 
wirtschaftlichen Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift sowie dessen 
Eigentumsanteil an der wirtschaftlichen Einheit, 

 3. bis 6. unverändert.  3. bis 6. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich des Bezuges einer 
Familienbeihilfe 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich des Bezuges einer 
Familienbeihilfe 

§ 229c. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln: 

§ 229c. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln: 

Name (Familienname und Vorname), Versicherungsnummer und Anschrift Name (Familien- oder Nachname und Vorname), Versicherungsnummer und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Anschrift 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension 

Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension und der Pension nach § 137 

§ 229d. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach 
Dienstgebern zu übermitteln: 

§ 229d. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach 
Dienstgebern zu übermitteln: 

 1. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 Abs. 1 
bis 8 EStG 1988) der Witwe (des Witwers) in den letzten zwei 
Kalenderjahren vor dem Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten; 

 1. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 
Abs. 1 bis 8 EStG 1988) der Witwe (des Witwers) oder des/der 
hinterbliebenen eingetragenen Partners/Partnerin in den letzten zwei 
Kalenderjahren vor dem Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur Feststellung des Bestandes und 
des Umfanges einer Witwen(Witwer)pension nach diesem Bundesgesetz 
verwendet werden. 

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur Feststellung des Bestandes und 
des Umfanges einer Witwen(Witwer)pension oder Pension für hinterbliebene 
eingetragene PartnerInnen nach diesem Bundesgesetz verwendet werden. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

(4) Jene Stellen, die zur Durchführung der im § 145 Abs. 5 genannten 
Rechtsvorschriften zuständig sind, gelten für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension als Versicherungsträger im Sinne des § 183. 

(4) Jene Stellen, die zur Durchführung der im § 145 Abs. 5 genannten 
Rechtsvorschriften zuständig sind, gelten für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension oder Pension für hinterbliebene eingetragene 
PartnerInnen als Versicherungsträger im Sinne des § 183. 

Schlussbestimmungen zu Art. 74 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

Schlussbestimmungen zu Art. 74 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

§ 298. (1) bis (10) unverändert. § 298. (1) bis (10) unverändert. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 131 
Abs. 2 weggefallen ist, ist die Leistung nach dem Erreichen des 
Regelpensionsalters von Amts wegen neu festzustellen; dabei ist die Leistung für 
jeden Monat, in dem die vorzeitige Alterspension weggefallen ist, um 0,55 % zu 
erhöhen. Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 145 Abs. 1 Z 5 ist 
der erste Satz so anzuwenden, dass die Leistung von Amts wegen zum Zeitpunkt 
des Todes neu festzustellen ist. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 131 
Abs. 2 weggefallen ist, ist die Leistung nach dem Erreichen des 
Regelpensionsalters von Amts wegen neu festzustellen; dabei ist die Leistung „- 
mit Ausnahme eines besonderen Steigerungsbetrages (§ 141) - mit dem 
Monatsersten für jeden Monat, in dem die vorzeitige Alterspension weggefallen 
ist, um 0,55 % zu erhöhen. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung des 
Regelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so gilt dieser Tag als 
Monatserster im Sinne des ersten Satzes. Bei der Ermittlung der 
Witwen(Witwer)pension nach § 145 Abs. 1 Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
dass die Leistung von Amts wegen zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist. 

(12) bis (18) unverändert. (12) bis (18) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 
(36. Novelle) 

 § 333. (1) Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. August 2010 die §§ 4 Abs. 1 Z 6 lit. b und Z 7, 14 Abs. 1, 35 
Abs. 3 und 4, 35c samt Überschrift, 37 Abs. 1 und 2, 41 Abs. 2, 60 Abs. 1 
und 1a, 76 Abs. 4, 86 Abs. 4, 127b Abs. 4 und 298 Abs. 11 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2010 die §§ 25 Abs. 4a, 112 Abs. 1 Z 3 lit. a, 
135, 229a Abs. 1 Z 1, 229b Abs. 1 Z 2, 229c Abs. 1 und 229d Überschrift, 
Abs. 1 Z 1 sowie Abs. 2 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2010; 

  3. rückwirkend mit 1. Jänner 2009 § 149 Abs. 4 lit. p in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  4. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 die §§ 3 Abs. 4 Z 2 und 172 Abs. 1a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010. 

 (2) § 35 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 ist 
auf Pensionen anzuwenden, deren Stichtag nach dem 31. Juli 2010 liegt. 

Artikel 3 

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes (36. Novelle zum BSVG) 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

§ 2. (1) bis (3) unverändert. § 2. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Pflichtversicherung besteht (4) Die Pflichtversicherung besteht 

 a) unverändert.  a) unverändert. 

 b) in der Pensionsversicherung für die im Abs. 1 Z 1 und 2  b) in der Pensionsversicherung für die im Abs. 1 Z 1, 1a und 2 

genannten Personen nur, wenn sie das 15. Lebensjahr vollendet haben. genannten Personen nur, wenn sie das 15. Lebensjahr vollendet haben. 

(5) und (6) unverändert. (5) und (6) unverändert. 

Pflichtversicherung in der Unfallversicherung Pflichtversicherung in der Unfallversicherung 

§ 3. (1) unverändert. § 3. (1) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(2) Die Pflichtversicherung gemäß Abs. 1 besteht nur, wenn es sich um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb handelt, dessen zuletzt im Sinne des § 25 des 
Bewertungsgesetzes festgestellter Einheitswert den Betrag von 150 € erreicht oder 
übersteigt oder für den ein Einheitswert aus anderen als den Gründen des § 25 Z 1 
des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird. Handelt es sich um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 150 € 
nicht erreicht, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden Personen, 
vorausgesetzt, dass sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. Der Ermittlung des Einheitswertes ist zugrunde zu 
legen: 

(2) Die Pflichtversicherung gemäß Abs. 1, mit Ausnahme der im § 2 Abs. 1 
Z 1a bezeichneten Personen, besteht nur, wenn es sich um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb handelt, dessen zuletzt im Sinne des § 25 des 
Bewertungsgesetzes festgestellter Einheitswert den Betrag von 150 € erreicht oder 
übersteigt oder für den ein Einheitswert aus anderen als den Gründen des § 25 Z 1 
des Bewertungsgesetzes nicht festgestellt wird. Handelt es sich um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 150 € 
nicht erreicht, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden Personen, 
vorausgesetzt, dass sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend ihren 
Lebensunterhalt bestreiten. Der Ermittlung des Einheitswertes ist zugrunde zu 
legen: 

 a) bis d) unverändert.  a) bis d) unverändert. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Teilversicherung in der Pensionsversicherung Teilversicherung in der Pensionsversicherung 

§ 4a. (1) unverändert. § 4a. (1) unverändert. 

(2) Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist nicht auf Personen in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2 ASVG) anzuwenden, 
die 

(2) Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist nicht auf Personen in einem 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis (§ 308 Abs. 2 ASVG) anzuwenden, 
die 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. nach dem 31. Dezember 2004 in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. 

 2. nach dem 31. Dezember 2004 oder nach § 136b des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. 

Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 

§ 23. (1) Grundlage für die Bemessung der Beiträge in der Kranken- und 
Pensionsversicherung ist für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a Pflichtversicherten 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

§ 23. (1) Grundlage für die Bemessung der Beiträge in der Kranken- und 
Pensionsversicherung ist für die gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 und 1a Pflichtversicherten 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

 3. bei Ausübung von betrieblichen Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Z 1 letzter 
Satz die nach Abs. 4b ermittelte Beitragsgrundlage, wenn ein Antrag nach 
Abs. 1b vorliegt, die nach den Abs. 4c bis 4e ermittelte Beitragsgrundlage. 
Werden diese Tätigkeiten im Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach 
Abs. 1a ausgeübt, so ist für solche betrieblichen Tätigkeiten die 
Beitragsgrundlage nach den Abs. 4 und 4a zu ermitteln. 

 3. bei Ausübung von betrieblichen Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 Z 1 letzter 
Satz die nach Abs. 4b ermittelte Beitragsgrundlage, wenn ein Antrag nach 
Abs. 1b vorliegt, die nach den Abs. 4c bis 4e ermittelte 
Beitragsgrundlage. Werden diese Tätigkeiten im Falle einer 
Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a ausgeübt, so ist für solche 
betrieblichen Tätigkeiten die Beitragsgrundlage nach den Abs. 4 und 4a 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zu ermitteln, 

  4. bei Gesellschaftern und Gesellschafterinnen einer offenen Gesellschaft 
und bei unbeschränkt haftenden Gesellschaftern und Gesellschafterinnen 
einer Kommanditgesellschaft die nach Abs. 4 oder Abs. 4a Z 1 ermittelte 
Beitragsgrundlage. 

Treffen mehrere dieser Beitragsgrundlagen zusammen, so ist deren Summe für die 
Ermittlung der Beitragsgrundlage des Pflichtversicherten maßgebend (monatliche 
Beitragsgrundlage). 

Treffen mehrere dieser Beitragsgrundlagen zusammen, so ist deren Summe für die 
Ermittlung der Beitragsgrundlage des Pflichtversicherten maßgebend (monatliche 
Beitragsgrundlage). 

(1a) bis (3a) unverändert. (1a) bis (3a) unverändert. 

(4) Kann ein Versicherungswert im Sinne des Abs. 2 nicht ermittelt werden 
oder ist eine Beitragsgrundlagenoption gemäß Abs. 1a oder eine Antragstellung 
nach Abs. 1b erfolgt, so sind für die Ermittlung der Beitragsgrundlage die im 
jeweiligen Kalenderjahr auf einen Kalendermonat im Durchschnitt entfallenden 
Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründet, heranzuziehen; als Einkünfte gelten die Einkünfte im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988. Im Falle einer 
Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a ist dem Vorliegen eines 
Einkommensteuerbescheides die Mitteilung der Abgabenbehörde gleichzuhalten, 
dass keine für die Einkommensteuer maßgeblichen Einkünfte aus einer 
Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz 
begründet, vorliegen. Umfasst der Einkommensteuerbescheid auch Zeiträume, 
denen eine Vollpauschalierung zu Grunde liegt, so sind diese bei der 
Durchschnittsbetrachtung nicht zu berücksichtigen. Beitragsgrundlage ist der 
ermittelte Betrag, 

(4) Kann ein Versicherungswert im Sinne des Abs. 2 nicht ermittelt werden 
oder handelt es sich um Personen nach § 2 Abs. 1 Z 1a oder ist eine 
Beitragsgrundlagenoption gemäß Abs. 1a oder eine Antragstellung nach Abs. 1b 
erfolgt, so sind für die Ermittlung der Beitragsgrundlage die im jeweiligen 
Kalenderjahr auf einen Kalendermonat im Durchschnitt entfallenden Einkünfte 
aus einer Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz 
begründet, heranzuziehen; als Einkünfte gelten die Einkünfte im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes 1988. Im Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach 
Abs. 1a ist dem Vorliegen eines Einkommensteuerbescheides die Mitteilung der 
Abgabenbehörde gleichzuhalten, dass keine für die Einkommensteuer 
maßgeblichen Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung 
nach diesem Bundesgesetz begründet, vorliegen. Umfasst der 
Einkommensteuerbescheid auch Zeiträume, denen eine Vollpauschalierung zu 
Grunde liegt, so sind diese bei der Durchschnittsbetrachtung nicht zu 
berücksichtigen. Beitragsgrundlage ist der ermittelte Betrag, 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

(4a) Bis zur endgültigen Feststellung der Beitragsgrundlage gilt als vorläufige 
Beitragsgrundlage im Falle 

(4a) Bis zur endgültigen Feststellung der Beitragsgrundlage gilt als vorläufige 
Beitragsgrundlage im Falle 

 1. des Abs. 1 Z 2  1. des Abs. 1 Z 2 und 4 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

Im Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a ist dem Vorliegen eines 
Einkommensteuerbescheides die Mitteilung der Abgabenbehörde gleichzuhalten, 
dass in einem derartigen Fall kein Einkommensteuerbescheid ergangen ist. Liegt 
eine solche Mitteilung der Abgabenbehörde vor, so ist im Falle der 

Im Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a ist dem Vorliegen eines 
Einkommensteuerbescheides die Mitteilung der Abgabenbehörde gleichzuhalten, 
dass in einem derartigen Fall kein Einkommensteuerbescheid ergangen ist. Liegt 
eine solche Mitteilung der Abgabenbehörde vor, so ist im Falle der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a bis zum Vorliegen eines neuerlichen 
Einkommensteuerbescheides die Beitragsgrundlage nach Abs. 10 lit. a zweiter Fall 
maßgeblich. 

Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a bis zum Vorliegen eines neuerlichen 
Einkommensteuerbescheides die Beitragsgrundlage nach Abs. 10 lit. a zweiter 
Fall maßgeblich. 

(4b) bis (12) unverändert. (4b) bis (12) unverändert. 

Zurechnung von Beitragsgrundlagenteilen Zurechnung von Beitragsgrundlagenteilen 

§ 23b. (1) Werden Einkünfte auf Grund von betrieblichen Tätigkeiten nach 
§ 2 Abs. 1 Z 1 letzter Satz erzielt, so kann eine betriebsführende Person (§ 2 
Abs. 1 Z 1) beantragen, dass der auf die Nebentätigkeit entfallende 
Beitragsgrundlagenteil nach Maßgabe des Abs. 2 - für mindestens ein Beitragsjahr 
- der Beitragsgrundlage einer der in § 23 Abs. 6 genannten Personen zugerechnet 
wird. Der Antrag ist bis zum 31. März des dem Beitragsjahr folgenden Jahres zu 
stellen, ab dem die Zurechnung wirksam werden soll. Der Widerruf eines solchen 
Antrages ist bis zum 31. März des dem Beitragsjahr folgenden Jahres 
vorzunehmen, ab dem er wirksam werden soll. Führen mehrere Personen ein und 
denselben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemeinsame Rechnung und 
Gefahr, so bedürfen sowohl der Antrag als auch der Widerruf der Zustimmung 
aller betriebsführenden Personen. 

§ 23b. (1) Werden Einkünfte auf Grund von betrieblichen Tätigkeiten nach 
§ 2 Abs. 1 Z 1 letzter Satz erzielt, so kann eine betriebsführende Person (§ 2 
Abs. 1 Z 1) beantragen, dass der auf die Nebentätigkeit entfallende 
Beitragsgrundlagenteil nach Maßgabe des Abs. 2 - für mindestens ein Beitragsjahr 
- der Beitragsgrundlage einer der in § 23 Abs. 6 genannten Personen zugerechnet 
wird. Der Antrag ist bis zum 30. April des dem Beitragsjahr folgenden Jahres zu 
stellen, ab dem die Zurechnung wirksam werden soll. Der Widerruf eines solchen 
Antrages ist bis zum 30. April des dem Beitragsjahr folgenden Jahres 
vorzunehmen, ab dem er wirksam werden soll. Führen mehrere Personen ein und 
denselben land(forst)wirtschaftlichen Betrieb auf gemeinsame Rechnung und 
Gefahr, so bedürfen sowohl der Antrag als auch der Widerruf der Zustimmung 
aller betriebsführenden Personen. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Beiträge zur Unfallversicherung Beiträge zur Unfallversicherung 

§ 30. (1) unverändert. § 30. (1) unverändert. 

(2) Den gemäß Abs. 1 ermittelten Betriebsbeitrag schuldet der Betriebsführer. 
Hiebei ist anzunehmen, dass der Eigentümer des land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes (der land(forst)wirtschaftlichen Fläche) diesen Betrieb (diese Fläche) auf 
seine Rechnung und Gefahr führt (bewirtschaftet).  Diese Vermutung gilt bis zu 
dem Ersten des Kalendermonates, in dem der Eigentümer nachweist, dass der ihm 
gehörige Betrieb (die ihm gehörige Fläche) durch eine andere Person (andere 
Personen) bewirtschaftet wird (werden). 

(2) Den nach Abs. 1 ermittelten Betriebsbeitrag schuldet der/die 
BetriebsführerIn; im Fall einer Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1a in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 Z 1 schulden die unbeschränkt haftenden 
GesellschafterInnen den Beitrag nach Abs. 6 unter entsprechender Anwendung 
des Abs. 1 letzter Satz. Hiebei ist anzunehmen, dass der Eigentümer des 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes (der land(forst)wirtschaftlichen Fläche) 
diesen Betrieb (diese Fläche) auf seine Rechnung und Gefahr führt 
(bewirtschaftet).  Diese Vermutung gilt bis zu dem Ersten des Kalendermonates, 
in dem der Eigentümer nachweist, dass der ihm gehörige Betrieb (die ihm 
gehörige Fläche) durch eine andere Person (andere Personen) bewirtschaftet wird 
(werden). 

(3) bis (7) unverändert. (3) bis (7) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge 

§ 33. (1) unverändert. § 33. (1) unverändert. 

(2) Die Beiträge gemäß Abs. 1 schulden zur ungeteilten Hand die Personen, 
die auf ihre Rechnung und Gefahr den land(forst)wirtschaftlichen Betrieb führen 
oder auf deren Rechnung und Gefahr der Betrieb geführt wird, in den Fällen des 
§ 2 Abs. 5 und § 3 Abs. 3 die Verlassenschaft. Die Beiträge sind auf Gefahr und 
Kosten des Beitragschuldners (der Beitragschuldner) an den Versicherungsträger 
unaufgefordert einzuzahlen. Die Beiträge zur Krankenversicherung und zur 
Pensionsversicherung bilden mit den Beiträgen zur Unfallversicherung der Bauern 
eine einheitliche Schuld. Teilzahlungen werden anteilsmäßig und bei 
Beitragsrückständen auf den jeweils ältesten Rückstand angerechnet. 

(2) Die Beiträge gemäß Abs. 1 schulden zur ungeteilten Hand die Personen, 
die auf ihre Rechnung und Gefahr den land(forst)wirtschaftlichen Betrieb führen 
oder auf deren Rechnung und Gefahr der Betrieb geführt wird, in den Fällen einer 
Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1a die unbeschränkt haftenden 
GesellschafterInnen, in den Fällen des § 2 Abs. 5 und § 3 Abs. 3 die 
Verlassenschaft. Die Beiträge sind auf Gefahr und Kosten des Beitragschuldners 
(der Beitragschuldner) an den Versicherungsträger unaufgefordert einzuzahlen. 
Die Beiträge zur Krankenversicherung und zur Pensionsversicherung bilden mit 
den Beiträgen zur Unfallversicherung der Bauern eine einheitliche Schuld. 
Teilzahlungen werden anteilsmäßig und bei Beitragsrückständen auf den jeweils 
ältesten Rückstand angerechnet. 

(3) und (4) unverändert. (3) und (4) unverändert. 

Verfahren zur Eintreibung der Beiträge Verfahren zur Eintreibung der Beiträge 

§ 36. (1) Dem Versicherungsträger ist zur Eintreibung nicht rechtzeitig 
entrichteter Beiträge die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

§ 36. (1) Dem Versicherungsträger ist zur Eintreibung nicht rechtzeitig 
entrichteter Beiträge die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991). 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge 

§ 40. (1) unverändert. § 40. (1) unverändert. 

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung 
begründet wurde, sowie von Beiträgen zu einer Versicherung, aus welcher 
innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, 
eine Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. 
Desgleichen ist die Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für 
den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt worden 
ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches 
von Einfluss waren, es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige 
Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 69 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, 
BGBl. Nr. 172) neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte 
die zu Unrecht geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze zurückfordern. 

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung 
begründet wurde, sowie von Beiträgen zu einer Versicherung, aus welcher 
innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, 
eine Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. 
Desgleichen ist die Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für 
den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung zuerkannt worden 
ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches 
von Einfluss waren, es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige 
Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege einer Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ 69 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 51) neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte 
die zu Unrecht geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze zurückfordern. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 

Unterstützungsfonds Unterstützungsfonds 

§ 42. (1) unverändert. § 42. (1) unverändert. 

(2) Dem Unterstützungsfonds können (2) Dem Unterstützungsfonds können 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

 3. für den Bereich der Pensionsversicherung bis zu 1,25 vT der Erträge an 
Versicherungsbeiträgen zuzüglich des Beitrages des Bundes nach § 31 
Abs. 2 

 3. für den Bereich der Pensionsversicherung bis zu 1,25 vT der Erträge an 
Versicherungsbeiträgen 

überwiesen werden. überwiesen werden. 

(3) und (4) unverändert. (3) und (4) unverändert. 

Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen 

§ 56. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt wird, bei einer 

§ 56. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 
anderes bestimmt wird, bei einer 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, in der am 
31. Dezember 2005 geltenden Fassung genannten Bezüge sowie Bezüge nach § 10 
Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen 
öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997, sind dem Erwerbseinkommen aus 
einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

 

 (1a) Dem Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit nach Abs. 1 sind gleichzuhalten: 

  1. Bezüge nach § 1 Abs. 1 des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997; 

  2. Bezüge nach Art. 9 des Beschlusses 2005/684/EG, Euratom, zur 
Annahme des Abgeordnetenstatuts des Europäischen Parlaments, ABl. 
Nr. L 262 vom 7.10.2005, S. 1; 

  3. Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die 
Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997; 

  4. Bezüge nach landesgesetzlichen Vorschriften auf der Grundlage des § 1 
Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen 
öffentlicher Funktionäre. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen 

§ 72. (1) bis (3) unverändert. § 72. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Zur Eintreibung der Forderung des Versicherungsträgers auf Grund der 
Rückforderungsbescheide ist dem Versicherungsträger die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

(4) Zur Eintreibung der Forderung des Versicherungsträgers auf Grund der 
Rückforderungsbescheide ist dem Versicherungsträger die Einbringung im 
Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991). 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Arten der Erbringung der Leistungen, Kostenbeteiligung Arten der Erbringung der Leistungen, Kostenbeteiligung 

§ 80. (1) bis (5) unverändert. § 80. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Zur Eintreibung des Kostenanteiles ist dem Versicherungsträger die 
Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950). 

(6) Zur Eintreibung des Kostenanteiles ist dem Versicherungsträger die 
Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3 Abs. 3 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991). 

(7) und (8) unverändert. (7) und (8) unverändert. 

Leistungen Leistungen 

§ 103. (1) In der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz sind zu 
gewähren: 

§ 103. (1) In der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz sind zu 
gewähren: 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

 3. aus dem Versicherungsfall des Todes  3. aus dem Versicherungsfall des Todes 

 a) die Hinterbliebenenpensionen (§ 126),  a) die Hinterbliebenenpensionen (§§ 126, 128), 

 b) unverändert.  b) unverändert. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung Erstattung von Beiträgen in der Pensionsversicherung 

§ 118b. (1) bis (3) unverändert. § 118b. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Antrag gemäß Abs. 2 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder 
auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum 
der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden 
kann. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf die Fälle eines Anrechnungsbetrages gemäß § 13 
des Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Antrag gemäß Abs. 3 nach dem Ende des Anspruches auf Bezüge oder 
auf Bezugsfortzahlung nach dem Bundesbezügegesetz für den gesamten Zeitraum 
der Funktionsausübung gemäß § 12 des Bundesbezügegesetzes gestellt werden 
kann. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Hinterbliebenenpensionen Hinterbliebenenpensionen 

§ 126. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwenpensionen, 
Witwerpensionen und Waisenpensionen gewährt, wenn die Wartezeit (§ 111) und 
die besonderen Voraussetzungen gemäß den §§ 127 und 129 erfüllt sind. Die 
Wartezeit gilt jedenfalls als erfüllt, wenn der (die) Versicherte bis zum Tod 
Anspruch auf eine Pension aus der Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz hatte. 

§ 126. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwenpensionen, 
Witwerpensionen, Pensionen für hinterbliebene eingetragene PartnerInnen und 
Waisenpensionen gewährt, wenn die Wartezeit (§ 111) und die besonderen 
Voraussetzungen gemäß den §§ 127 und 129 erfüllt sind. Die Wartezeit gilt 
jedenfalls als erfüllt, wenn der (die) Versicherte bis zum Tod Anspruch auf eine 
Pension aus der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz hatte. 

Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage Voraussetzungen für den Anspruch auf Ausgleichszulage 

§ 140. (1) bis (3) unverändert. § 140. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: (4) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 3 haben außer Betracht zu bleiben: 

 a) bis o) unverändert.  a) bis o) unverändert. 

 p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 
EStG 1988), soweit diese den Betrag von 50 € jährlich nicht 
übersteigen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 47 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag, 
gerundet auf volle Euro. 

 p) Zins- und Kapitalerträge nach Abzug der Kapitalertragsteuer (§ 95 
EStG 1988), wenn diese den Betrag von 50 € jährlich nicht 
übersteigen; an die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden 
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 2010, der unter Bedachtnahme auf § 47 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 45) vervielfachte Betrag, 
gerundet auf volle Euro. 

(5) bis (13) unverändert. (5) bis (13) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 164. (1) unverändert. § 164. (1) unverändert. 

(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften das ASVG oder das APG 
anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 für alle bis 
zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erworbenen 
Versicherungsmonate (Beitrags- und Ersatzmonate) einen Überweisungsbetrag zu 
leisten. 

(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften das ASVG oder das APG 
anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 für alle bis 
zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis erworbenen 
Versicherungsmonate (Beitrags- und Ersatzmonate) einen Überweisungsbetrag zu 
leisten. Dies gilt auch für Bedienstete des Bundes, die nach § 136b des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in ein pensionsversicherungsfreies 
Dienstverhältnis aufgenommen wurden. In den Fällen des § 4a Abs. 2 sind der 
erste und zweite Satz nicht anzuwenden. 

(2) bis (8) unverändert. (2) bis (8) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bestellung der VersicherungsvertreterInnen Bestellung der VersicherungsvertreterInnen 

§ 186. (1) bis (2a) unverändert. § 186. (1) bis (2a) unverändert. 

(2b) Die Landwirtschaftskammer Österreich hat jeweils zum 1. Jänner des 
dem Beginn der Amtsdauer zweitfolgenden Kalenderjahres zu überprüfen, ob die 
Mandatsverteilung den Ergebnissen der Wahlen zu den satzungsgebenden 
Organen der gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach diesem Bundesgesetz 
Versicherten noch entspricht und gegebenenfalls nach Ablauf der halben 
Amtsdauer erneut nach Abs. 2a in die Verwaltungskörper zu entsenden. Der 
gewählte Obmann/die gewählte Obfrau und die sonstigen Vorsitzenden der 
Verwaltungskörper sowie ihre StellvertreterInnen sind davon nicht betroffen. Mit 
dem Tag der Neuentsendung gelten alle davon betroffenen 
VersicherungsvertreterInnen als amtsenthoben. 

(2b) Aufgehoben. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 

Mitwirkung von Behörden und gesetzlichen beruflichen Vertretungen Mitwirkung von Behörden und gesetzlichen beruflichen Vertretungen 

§ 217. (1) unverändert. § 217. (1) unverändert. 

(2) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträger nach 
Maßgabe des Abs. 4 folgende Daten von land(forst)wirtschaftlichem Vermögen 
(§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu übermitteln: 

(2) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträger nach 
Maßgabe des Abs. 4 folgende Daten von land(forst)wirtschaftlichem Vermögen 
(§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu übermitteln: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 

 2. Name (Familienname und Vorname) des Eigentümers der wirtschaftlichen 
Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift sowie dessen Eigentumsanteil an 
der wirtschaftlichen Einheit, 

 2. Name (Familien- oder Nachname und Vorname) des Eigentümers der 
wirtschaftlichen Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift sowie dessen 
Eigentumsanteil an der wirtschaftlichen Einheit, 

 3. bis 5. unverändert.  3. bis 5. unverändert. 

 6. Berechnungsgrundlagen bei Gesamtflächenänderungen, die gemäß § 21 
Abs. 1 Z 1 lit. a des Bewertungsgesetzes zu keiner Wertfortschreibung 
führen. 

 6. Berechnungsgrundlagen bei Gesamtflächenänderungen, die gemäß § 21 
Abs. 1 Z 1 lit. a des Bewertungsgesetzes zu keiner Wertfortschreibung 
führen, 

  7. Name (Familien- oder Nachname und Vorname), Anschrift und Einkünfte 
jener Personen, die Einkünfte nach § 21 Abs. 2 Z 2 EStG 1988 aufweisen. 

Sofern ein Einkommensteuerbescheid oder ein Bescheid zur Feststellung von 
Einkünften ergangen ist und Einkünfte aus land(forst)wirtschaftlicher Tätigkeit 
enthält, haben die Abgabenbehörden des Bundes darüber hinaus dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 4 die erforderlichen Daten über die 
dem Bescheid zugrundeliegenden Einkünfte aus Tätigkeiten, deren 

Sofern ein Einkommensteuerbescheid oder ein Bescheid zur Feststellung von 
Einkünften ergangen ist und Einkünfte aus land(forst)wirtschaftlicher Tätigkeit 
enthält, haben die Abgabenbehörden des Bundes darüber hinaus dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 4 die erforderlichen Daten über die 
dem Bescheid zugrundeliegenden Einkünfte aus Tätigkeiten, deren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beitragsgrundlage gemäß der Anlage 2 nach § 23 Abs. 1 Z 2 und 3 sowie Abs. 1a 
oder 1b zu bilden ist, unter Angabe des Namens (Familienname und Vorname), 
der Anschrift, des Geburtsdatums und der Versicherungsnummer des 
Steuerpflichtigen sowie des Namens und der Anschrift eines allfälligen 
Zustellungsbevollmächtigten zu übermitteln. Wird im Falle einer 
Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a oder 1b ein 
Einkommensteuerbescheid mangels eines einkommensteuerrechtlich 
maßgeblichen Einkommens nicht erlassen, so haben die Abgabenbehörden dies 
dem Versicherungsträger mitzuteilen. 

Beitragsgrundlage gemäß der Anlage 2 nach § 23 Abs. 1 Z 2 und 3 sowie Abs. 1a 
oder 1b und Abs. 1 Z 4 zu bilden ist, unter Angabe des Namens (Familien- oder 
Nachname und Vorname), der Anschrift, des Geburtsdatums und der 
Versicherungsnummer des Steuerpflichtigen sowie des Namens und der Anschrift 
eines allfälligen Zustellungsbevollmächtigten zu übermitteln. Wird im Falle einer 
Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a oder 1b oder einer 
Pflichtversicherung als GesellschafterIn nach § 2 Abs. 1 Z 1a ein 
Einkommensteuerbescheid mangels eines einkommensteuerrechtlich 
maßgeblichen Einkommens nicht erlassen, so haben die Abgabenbehörden dies 
dem Versicherungsträger mitzuteilen. 

(2a) Der Versicherungsträger hat nach Maßgabe des Abs. 4 eine 
Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a sowie deren Widerruf unter Angabe 
des Namens (Familienname und Vorname), der Anschrift und der 
Versicherungsnummer des Versicherten an die Abgabenbehörden des Bundes zu 
übermitteln. Weiters hat der Versicherungsträger unter Angabe des Namens 
(Familienname und Vorname), der Anschrift und der Versicherungsnummer des 
Versicherten an die Abgabenbehörden des Bundes jene Fälle zu übermitteln, in 
denen die Beitragsgrundlage nach § 23 Abs. 4e länger als drei Beitragsjahre zur 
Anwendung gelangt. 

(2a) Der Versicherungsträger hat nach Maßgabe des Abs. 4 eine 
Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a sowie deren Widerruf unter Angabe 
des Namens (Familien- oder Nachname und Vorname), der Anschrift und der 
Versicherungsnummer des Versicherten an die Abgabenbehörden des Bundes zu 
übermitteln. Weiters hat der Versicherungsträger unter Angabe des Namens 
(Familien- oder Nachname und Vorname), der Anschrift und der 
Versicherungsnummer des Versicherten an die Abgabenbehörden des Bundes jene 
Fälle zu übermitteln, in denen die Beitragsgrundlage nach § 23 Abs. 4e länger als 
drei Beitragsjahre zur Anwendung gelangt. 

 (2b) Der Versicherungsträger hat nach Maßgabe des Abs. 4 den 
Abgabenbehörden des Bundes Beginn und Ende einer Pflichtversicherung als 
GesellschafterIn nach § 2 Abs. 1 Z 1a unter Angabe des Namens (Familienname 
oder Nachname und Vorname), der Anschrift und der Versicherungsnummer der 
versicherten Person mitzuteilen. 

  

(3) und (4) unverändert. (3) und (4) unverändert. 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich des Bezuges einer 
Familienbeihilfe 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes hinsichtlich des Bezuges einer 
Familienbeihilfe 

§ 217a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln: 

§ 217a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 3 folgende Daten zu übermitteln: 

 Name (Familienname und Vorname), Versicherungsnummer  Name (Familien- oder Nachname und Vorname), Versicherungsnummer 

 und Anschrift  und Anschrift 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension 

Mitwirkung für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension und der Pension nach § 128 

§ 217b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach 
Dienstgebern zu übermitteln: 

§ 217b. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben nach Maßgabe des 
Abs. 3 dem Versicherungsträger auf Anfrage folgende Daten getrennt nach 
Dienstgebern zu übermitteln: 

 1. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 Abs. 1 
bis 8 EStG 1988) der Witwe (des Witwers) in den letzten zwei 
Kalenderjahren vor dem Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten; 

 1. die Bruttobezüge (§ 25 EStG 1988) und die sonstigen Bezüge (§ 67 
Abs. 1 bis 8 EStG 1988) der Witwe (des Witwers) oder des/der 
hinterbliebenen eingetragenen Partners/Partnerin in den letzten zwei 
Kalenderjahren vor dem Zeitpunkt des Todes des (der) Versicherten; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur Feststellung des Bestandes und 
des Umfanges einer Witwen(Witwer)pension nach diesem Bundesgesetz 
verwendet werden. 

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur zur Feststellung des Bestandes und 
des Umfanges einer Witwen(Witwer)pension oder Pension für hinterbliebene 
eingetragene PartnerInnen nach diesem Bundesgesetz verwendet werden. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

(4) Jene Stellen, die zur Durchführung der im § 136 Abs. 5 genannten 
Rechtsvorschriften zuständig sind, gelten für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension als Versicherungsträger im Sinne des § 171. 

(4) Jene Stellen, die zur Durchführung der im § 136 Abs. 5 genannten 
Rechtsvorschriften zuständig sind, gelten für Zwecke der Ermittlung der Höhe der 
Witwen(Witwer)pension oder Pension für hinterbliebene eingetragene 
PartnerInnen als Versicherungsträger im Sinne des § 171. 

Schlussbestimmungen zu Art. 75 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

Schlussbestimmungen zu Art. 75 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

§ 287. (1) bis (10) unverändert. § 287. (1) bis (10) unverändert. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 122 
Abs. 2 weggefallen ist, ist die Leistung nach dem Erreichen des 
Regelpensionsalters von Amts wegen neu festzustellen; dabei ist die Leistung für 
jeden Monat, in dem die vorzeitige Alterspension weggefallen ist, um 0,55 % zu 
erhöhen. Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 136 Abs. 1 Z 5 ist 
der erste Satz so anzuwenden, dass die Leistung von Amts wegen zum Zeitpunkt 
des Todes neu festzustellen ist. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 122 
Abs. 2 weggefallen ist, ist die Leistung nach dem Erreichen des 
Regelpensionsalters von Amts wegen neu festzustellen; dabei ist die Leistung - 
mit Ausnahme eines besonderen Steigerungsbetrages (§ 132) - mit dem 
Monatsersten für jeden Monat, in dem die vorzeitige Alterspension weggefallen 
ist, um 0,55 % zu erhöhen. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung des 
Regelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so gilt dieser Tag als 
Monatserster im Sinne des ersten Satzes. Bei der Ermittlung der 
Witwen(Witwer)pension nach § 136 Abs. 1 Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, 
dass die Leistung von Amts wegen zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist. 

(12) bis (18) unverändert. (12) bis (18) unverändert. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(36. Novelle) 

 § 324. (1) Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. August 2010 die §§ 36 Abs. 1, 40 Abs. 2, 42 Abs. 2 Z 3, 56 Abs. 1 
und 1a, 72 Abs. 4, 80 Abs. 6, 118b Abs. 4, 164 Abs. 1a, 217 Abs. 2 Z 6 
und 7 sowie zweiter und letzter Satz sowie Abs. 2b und 287 Abs. 11 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2010 die §§ 103 Abs. 1 Z 3 lit. a, 126, 217 
Abs. 2 Z 2 und Abs. 2a, 217a Abs. 1, 217b Überschrift, Abs. 1 Z 1 sowie 
Abs. 2 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  3. rückwirkend mit 1. August 2009 die §§ 2 Abs. 4 lit. b, 3 Abs. 2, 23 Abs. 1 
Z 3 und 4 sowie Abs. 4 und 4a Z 1, 23b Abs. 1, 30 Abs. 2 und 33 Abs. 2 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  4. rückwirkend mit 1. Jänner 2009 § 140 Abs. 4 lit. p in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  5. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 die §§ 4a Abs. 2 Z 2 und 164 Abs. 1a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010. 

 (2) § 186 Abs. 2b tritt mit Ablauf des 31. Juli 2010 außer Kraft. 

Artikel 4 

Änderung des Allgemeinen Pensionsgesetzes (6. Novelle zum APG) 

Wegfall der Alterspension Wegfall der Alterspension 

§ 9. (1) unverändert. § 9. (1) unverändert. 

(2) Zum Monatsersten nach der Erreichung des Regelpensionsalters ist die 
Leistung von Amts wegen neu festzustellen und dabei für jeden Monat, in dem die 
Korridorpension (§ 4 Abs. 2) weggefallen ist, um 0,55 % und für jeden Monat, in 
dem die Schwerarbeitspension (§ 4 Abs. 3) weggefallen ist, um 0,312 % zu 
erhöhen. Fällt der Zeitpunkt der Erreichung des Regelpensionsalters selbst auf 
einen Monatsersten, so gilt dieser Tag als Monatserster im Sinne des ersten Satzes. 

(2) Zum Monatsersten nach der Erreichung des Regelpensionsalters ist die 
Leistung - mit Ausnahme eines besonderen Steigerungsbetrages nach den §§ 248 
Abs. 1 ASVG, 141 Abs. 1 GSVG und 132 Abs. 1 BSVG - von Amts wegen neu 
festzustellen und dabei für jeden Monat, in dem die Korridorpension (§ 4 Abs. 2) 
weggefallen ist, um 0,55 % und für jeden Monat, in dem die Schwerarbeitspension 
(§ 4 Abs. 3) weggefallen ist, um 0,312 % zu erhöhen. Fällt der Zeitpunkt der 
Erreichung des Regelpensionsalters selbst auf einen Monatsersten, so gilt dieser 
Tag als Monatserster im Sinne des ersten Satzes. 

Parallelrechnung Parallelrechnung 

§ 15. (1) unverändert. § 15. (1) unverändert. 

(2) Bei der Berechnung der APG-Pension (2) Bei der Berechnung der APG-Pension 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. bis 10. unverändert.  1. bis 10. unverändert. 

 11. werden die Beitragsgrundlagen für Zeiten nach § 35 AMSG vor dem 
1. Jänner 2004 nach Z 1 lit. d sublit. dd gebildet. 

 11. werden die Beitragsgrundlagen für Zeiten nach § 35 AMSG vor dem 
1. Jänner 2004 nach Z 1 lit. d sublit. dd gebildet; 

  12. ist für Personen, die vor dem 1. Jänner 2002 auf Grund einer Tätigkeit in 
den Gemeinden Jungholz und Mittelberg Beitragsmonate erworben 
haben, die bei der Bemessung der Leistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder Pensionsversicherung zu berücksichtigen sind, 
§ 594 Abs. 4 ASVG (§ 290 Abs. 4 GSVG, § 279 Abs. 7 BSVG) 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Bei der Berechnung der Altpension werden Versicherungszeiten auf 
Grund einer Pflichtversicherung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. a bis g ASVG, nach § 3 
Abs. 3 GSVG und nach § 4a BSVG wie die entsprechenden Ersatzzeiten nach den 
§§ 227 und 227a ASVG, nach den §§ 116 und 116a GSVG und nach den §§ 107 
und 107a BSVG behandelt. 

(3) Bei der Berechnung der Altpension werden Versicherungszeiten auf 
Grund einer Pflichtversicherung nach § 8 Abs. 1 Z 2 lit. a bis g ASVG, nach § 3 
Abs. 3 GSVG und nach § 4a BSVG wie die entsprechenden Ersatzzeiten nach den 
§§ 227 und 227a ASVG, nach den §§ 116 und 116a GSVG und nach den §§ 107 
und 107a BSVG behandelt. Überdies ist bei der Berechnung der Altpension § 243 
Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 ASVG in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden. 

(4) bis (7) unverändert. (4) bis (7) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 
(6. Novelle) 

 § 22. Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. August 2010 die §§ 9 Abs. 2 sowie 15 Abs. 2 Z 11 und 12 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2005 § 15 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010. 

Artikel 5 

Änderung des Notarversicherungsgesetzes 1972 

Bedeutung der Begriffe Bedeutung der Begriffe 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet § 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet 

 1. bis 10. unverändert.  1. bis 10. unverändert. 

 11. P e n s i o n : die Berufsunfähigkeitspension (§ 47 NVG 1972), die 
Alterspension (§ 51 NVG 1972), die Witwen(Witwer)pension (§ 54 
NVG 1972), die Waisenpension (§ 57 NVG 1972) und die Pension bei 

 11. P e n s i o n : die Berufsunfähigkeitspension (§ 47 NVG 1972), die 
Alterspension (§ 51 NVG 1972), die Witwen(Witwer)pension (§ 54 
NVG 1972), die Pension für hinterbliebene eingetragene PartnerInnen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Haft (§ 25 Abs. 3 NVG 1972). (§ 54a NVG 1972), die Waisenpension (§ 57 NVG 1972) und die Pension 

bei Haft (§ 25 Abs. 3 NVG 1972). 

 12. bis 19. unverändert.  12. bis 19. unverändert. 

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge 

§ 11. Die nach § 9 zu entrichtenden Beiträge sind fällig: § 11. Die nach § 9 zu entrichtenden Beiträge sind am letzten Tag des 
Kalendermonates fällig, für den sie zu leisten sind. Die Beiträge sind vom 
Beitragsschuldner bis zum 15. des der Fälligkeit zweitfolgenden Kalendermonates 
an die Versicherungsanstalt einzuzahlen. 

 1. wenn der Beitragssatz nach § 9 Abs. 3 erster Satz festgesetzt wurde, am 
letzten Tag des Kalendermonates, für den sie zu leisten sind; 

 

 2. wenn der Beitragssatz nach § 9 Abs. 3 zweiter Satz neu festgesetzt wurde, 
am letzten Tag des Kalendermonates, in dem die Neufestsetzung im Sinne 
des § 72 Abs. 5 verlautbart wurde. 

Die Beiträge sind vom Beitragsschuldner bis zum 15. des der Fälligkeit 
zweitfolgenden Kalendermonates an die Versicherungsanstalt einzuzahlen. 

 

Beitragslast und Beitragsschuldner Beitragslast und Beitragsschuldner 

§ 12. Die nach § 9 zu entrichtenden Beiträge entfallen zur Gänze auf die 
Versicherten, doch schuldet die auf den Notariatskandidaten entfallenden Beiträge 
- ausgenommen die auf Grund einer Neufestsetzung des Beitragssatzes nach § 9 
Abs.3 zweiter Satz zu entrichtenden Beiträge - der jeweils als Dienstgeber in 
Betracht kommende Notar bzw. Notariatssubstitut. Er ist berechtigt, diese Beiträge 
von den Einkünften des Notariatskandidaten einzubehalten. Der einbehaltene 
Beitrag ist bis zur Einzahlung an die Versicherungsanstalt ein dem 
Beitragsschuldner anvertrautes Gut. 

§ 12. Die nach § 9 zu entrichtenden Beiträge entfallen zur Gänze auf die 
Versicherten, doch schuldet die auf den Notariatskandidaten entfallenden Beiträge  
der jeweils als Dienstgeber in Betracht kommende Notar bzw. Notariatssubstitut. 
Er ist berechtigt, diese Beiträge von den Einkünften des Notariatskandidaten 
einzubehalten. Der einbehaltene Beitrag ist bis zur Einzahlung an die 
Versicherungsanstalt ein dem Beitragsschuldner anvertrautes Gut. 

Hinterbliebenenpensionen Hinterbliebenenpensionen 

§ 53. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwen(Witwer)pensionen und 
Waisenpensionen gewährt. 

§ 53. Als Hinterbliebenenpensionen werden Witwen(Witwer)pensionen, 
Pensionen für hinterbliebene eingetragene PartnerInnen und Waisenpensionen 
gewährt. 

Witwen(Witwer)pension; Ausmaß Witwen(Witwer)pension; Ausmaß 

§ 55. (1) bis (5) unverändert. § 55. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Abs. 3 ist nicht anzuwenden, wenn (6) Abs. 3 ist nicht anzuwenden, wenn 

 a) bis c) unverändert.  a) bis c) unverändert. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Die unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, wenn Die unter lit. c genannte Voraussetzung entfällt, wenn 

 aa) unverändert.  aa) unverändert. 

 bb) nach dem Tode des Mannes (der Frau) eine Waisenpension für ein 
Kind im Sinne des § 57 Abs. 2 bis 4 anfällt, sofern dieses Kind aus 
der geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten gemeinsam 
an Kindes Statt angenommen worden ist und das Kind in allen 
diesen Fällen im Zeitpunkt des Todes des Mannes (der Frau) 
ständig in Hausgemeinschaft (§ 57 Abs. 2 letzter Satz) mit dem 
früheren Ehegatten lebt. Das Erfordernis der ständigen 
Hausgemeinschaft entfällt bei nachgeborenen Kindern. 

 bb) nach dem Tode des Mannes (der Frau) eine Waisenpension für ein 
Kind im Sinne des § 57 Abs. 2 und 3 anfällt, sofern dieses Kind 
aus der geschiedenen Ehe stammt oder von den Ehegatten 
gemeinsam an Kindes Statt angenommen worden ist und das Kind 
in allen diesen Fällen im Zeitpunkt des Todes des Mannes (der 
Frau) ständig in Hausgemeinschaft mit dem früheren Ehegatten 
lebt. Das Erfordernis der ständigen Hausgemeinschaft entfällt bei 
nachgeborenen Kindern. 

Kinderzuschuss Kinderzuschuss 

§ 61. Dem auf eine Alters(Berufsunfähigkeits)pension oder auf 
Berufsunfähigkeitsgeld Anspruchsberechtigten gebührt für jedes Kind (§ 57 Abs. 2 
bis 4) ein Kinderzuschuss von 10 v.H. der Pension bzw. des 
Berufsunfähigkeitsgeldes, mindestens 316,56 €; an die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 21 mit dem 
jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 20) vervielfachte Betrag. Über das vollendete 
18. Lebensjahr hinaus wird der Kinderzuschuss nur auf besonderen Antrag 
gewährt. 

§ 61. Dem auf eine Alters(Berufsunfähigkeits)pension oder auf 
Berufsunfähigkeitsgeld Anspruchsberechtigten gebührt für jedes Kind (§ 57 
Abs. 2 und 3) ein Kinderzuschuss von 10 v.H. der Pension bzw. des 
Berufsunfähigkeitsgeldes, mindestens 316,56 €; an die Stelle dieses Betrages tritt 
ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 21 mit dem 
jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 20) vervielfachte Betrag. Über das vollendete 
18. Lebensjahr hinaus wird der Kinderzuschuss nur auf besonderen Antrag 
gewährt. 

Hauptversammlung Hauptversammlung 

§ 72. (1) bis (3) unverändert. § 72. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Der Hauptversammlung ist jedenfalls vorbehalten (4) Der Hauptversammlung ist jedenfalls vorbehalten 

 1. bis 5. unverändert.  1. bis 5. unverändert. 

 6. die Festsetzung bzw. Neufestsetzung des Beitragssatzes gemäß § 9 Abs. 3, 
die Festsetzung des Beitrages gemäß § 10a sowie die Beschlussfassung 
über eine Änderung der Verzugszinsen gemäß § 15 Abs. 5 bzw. über 
Maßnahmen im Sinne des § 80; 

 6. die Festsetzung des Beitragssatzes gemäß § 9 Abs. 3, die Festsetzung des 
Beitrages gemäß § 10a sowie die Beschlussfassung über eine Änderung 
der Verzugszinsen gemäß § 15 Abs. 5 bzw. über Maßnahmen im Sinne 
des § 80; 

 7. und 8. unverändert.  7. und 8. unverändert. 

(5) Bei der Festsetzung des Beitrages gemäß § 10a und des 
Anpassungsfaktors hat die Hauptversammlung auf die finanzielle Lage der 
Versicherungsanstalt Bedacht zu nehmen. Die Beschlüsse über die Festsetzung des 
Anpassungsfaktors der 1. Stufe, die Feststellung der Anpassungsfaktoren der 2. bis 
4. Stufe und der festen Beträge, die Festsetzung bzw. Neufestsetzung des 
Beitragssatzes, die Änderung der Verzugszinsen sowie über Maßnahmen im Sinne 

(5) Bei der Festsetzung des Beitrages gemäß § 10a und des 
Anpassungsfaktors hat die Hauptversammlung auf die finanzielle Lage der 
Versicherungsanstalt Bedacht zu nehmen. Die Beschlüsse über die Festsetzung 
des Anpassungsfaktors der 1. Stufe, die Feststellung der Anpassungsfaktoren der 
2. bis 4. Stufe und der festen Beträge, die Festsetzung des Beitragssatzes, die 
Änderung der Verzugszinsen sowie über Maßnahmen im Sinne des § 80 bedürfen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des § 80 bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde; sie sind unverzüglich 
nach ihrer Genehmigung in der „Österreichischen Notariats-Zeitung“ zu 
verlautbaren. 

der Genehmigung der Aufsichtsbehörde; sie sind unverzüglich nach ihrer 
Genehmigung in der „Österreichischen Notariats-Zeitung“ zu verlautbaren. 

(6) unverändert. (6) unverändert. 

Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes Mitwirkung der Abgabenbehörden des Bundes 

§ 87a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben der Versicherungsanstalt 
auf deren Verlangen nach Maßgabe des Abs. 2 folgende, zur Bemessung der 
Beiträge nach diesem Bundesgesetz erforderliche Daten zu übermitteln: 

§ 87a. (1) Die Abgabenbehörden des Bundes haben der Versicherungsanstalt 
auf deren Verlangen nach Maßgabe des Abs. 2 folgende, zur Bemessung der 
Beiträge nach diesem Bundesgesetz erforderliche Daten zu übermitteln: 

 1. Vorname, Familienname, Anschrift, Finanzamtsnummer, Steuernummer, 
Versicherungsnummer und Geburtsdatum der versicherten Person; 

 1. Vorname, Familien- oder Nachname, Anschrift, Finanzamtsnummer, 
Steuernummer, Versicherungsnummer und Geburtsdatum der 
versicherten Person; 

 2. bis 4. unverändert.  2. bis 4. unverändert. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

 Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. Nr. 24/1994 (7. Novelle) 

§ 102. (1) bis (4) unverändert. § 102. (1) bis (4) unverändert. 

 Schlussbestimmungen zum Bundesgesetz BGBl. Nr. 416/1996 (8. Novelle) 

§ 103. (1) bis (3) unverändert. § 103. (1) bis (3) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 24 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 64/1997 

§ 104. unverändert. § 104. unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 12 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 30/1998 

§ 105. unverändert. § 105. unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 

 § 115. Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. August 2010 die §§ 11, 12, 55 Abs. 6 sublit. bb, 61 sowie 72 Abs. 4 
Z 6 und Abs. 5 sowie die Überschriften zu den §§ 102 bis 105 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2010 die §§ 2 Z 11, 53 und 87a Abs. 1 Z 1 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 6 

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 

Arbeitsfähigkeit Arbeitsfähigkeit 

§ 8. (1) und (2) unverändert. § 8. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die ärztlichen Gutachten der regionalen Geschäftsstellen einerseits und 
der Sozialversicherungsträger andererseits sind, soweit es sich um die Beurteilung 
der Arbeitsfähigkeit handelt, gegenseitig anzuerkennen. Die erforderlichen 
Maßnahmen trifft der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
nach Anhörung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger. 

(3) Ärztliche Gutachten von Personen zur Beurteilung ihrer Arbeitsfähigkeit, 
die im Wege der Pensionsversicherungsanstalt nach § 351b ASVG erstellt werden, 
sind vom Arbeitsmarktservice anzuerkennen und dessen weiterer Tätigkeit zu 
Grunde zu legen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 79. (1) bis (108) unverändert. § 79. (1) bis (108) unverändert. 

 (109) § 8 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 tritt 
rückwirkend mit 1. Juli 2010 in Kraft. 

Artikel 7 

Änderung des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes 

Geltungsbereich Geltungsbereich 

§ 2. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten für die Verwaltung 
des Bundes einschließlich dessen Tätigkeit als Träger von Privatrechten. 

§ 2. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten für die Verwaltung 
des Bundes einschließlich der von ihm zu beaufsichtigenden Selbstverwaltung und 
einschließlich dessen Tätigkeit als Träger von Privatrechten. 

(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 

In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 

§ 19. (1) und (1a) unverändert. § 19. (1) und (1a) unverändert. 

 (1b) § 2 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 tritt 
mit 1. August 2010 in Kraft. 

(2) bis (10) unverändert. (2) bis (10) unverändert. 



 

 

4
6
 v

o
n

 4
7
 

7
8

5
 d

er B
eilag

en
 X

X
IV

. G
P

 - R
eg

ieru
n

g
sv

o
rlag

e - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 8 

Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 

§ 136b. (1) bis (3) unverändert. § 136b. (1) bis (3) unverändert. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 sind auf das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis anstelle der für die Bundesbeamten geltenden besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Vorschriften die für tätigkeitsmäßig vergleichbare 
Vertragsbedienstete des Bundes maßgebenden besoldungs- und 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften anzuwenden. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 sind auf das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis anstelle der für die Bundesbeamten geltenden besoldungs- und 
pensionsrechtlichen Vorschriften die für tätigkeitsmäßig vergleichbare 
Vertragsbedienstete des Bundes maßgebenden besoldungs- und 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften anzuwenden. Sie sind jedoch nicht in 
der gesetzlichen Pensionsversicherung versichert. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 284. (1) bis (74) unverändert. § 284. (1) bis (74) unverändert. 

 (75) § 136b Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 
tritt rückwirkend mit 1. Jänner 2005 in Kraft 

Artikel 9 

Änderung des Pensionsgesetzes 1965 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

§ 1. (1) bis (10) unverändert. § 1. (1) bis (10) unverändert. 

(11) Dieses Bundesgesetz ist - mit Ausnahme des Abschnitts XIV - auf 
Beamte, auf deren öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis gemäß § 136b Abs. 4 
BDG 1979 die für Vertragsbedienstete des Bundes geltenden besoldungs- und 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften anzuwenden sind, nicht anzuwenden. 

(11) Aufgehoben. 

(12) und (13) unverändert. (12) und (13) unverändert. 

(14) Auf Beamte, die nach dem 31. Dezember 2004 in das öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnis zum Bund aufgenommen worden sind, sind anstelle der 
für die vor dem 1. Jänner 2005 aufgenommenen Beamten geltenden 
pensionsrechtlichen Vorschriften über das Beitrags- und Leistungsrecht die 
entsprechenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften insbesondere des 
ASVG und des Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG), BGBl. I Nr. 142/2004, 
anzuwenden. Die Anwendung dieser sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
erfolgt nach Maßgabe des Abschnitts XIV. 

(14) Auf Beamte, die nach dem 31. Dezember 2004 in das öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnis zum Bund aufgenommen worden sind, sind anstelle 
der für die vor dem 1. Jänner 2005 aufgenommenen Beamten geltenden 
pensionsrechtlichen Vorschriften über das Beitrags- und Leistungsrecht die 
entsprechenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften insbesondere des 
ASVG und des Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG), BGBl. I Nr. 142/2004, 
anzuwenden. Diese sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften gelten auch für 
Beamte und Beamtinnen, die nach § 136b BDG 1979 ernannt worden sind. Die 
Anwendung dieser sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften erfolgt nach 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Maßgabe des Abschnitts XIV. 

(15) und (16) unverändert. (15) und (16) unverändert. 

Inkrafttreten, Aufhebung bisheriger pensionsrechtlicher Vorschriften Inkrafttreten, Aufhebung bisheriger pensionsrechtlicher Vorschriften 

§ 109. (1) bis (67) unverändert. § 109. (1) bis (67) unverändert. 

 (68) § 1 Abs. 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2010 tritt 
rückwirkend mit 1. Jänner 2005 in Kraft; § 1 Abs. 11 tritt rückwirkend mit Ablauf 
des 31. Dezember 2004 außer Kraft. 

 


